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Einziger Tagesordnungspunkt  

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesfernstraßenmautgesetzes 

BT-Drucksache 18/2444 

 

Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, werte 
Gäste, ich begrüße Sie recht herzlich zu der 16. 
Sitzung des Ausschusses für Verkehr und digitale 
Infrastruktur, zu unserer öffentlichen Anhörung 
zum Gesetzentwurf der Bundesregierung. Zu un-
gewöhnlicher Zeit, im Übrigen auch für Parla-
mentarier. Das ist den Fristen, die wir zu wahren 
haben, geschuldet. Deswegen herzlichen Dank, 
dass Sie am Montagabend zur Verfügung stehen. 
Wir hoffen, dass Sie alle noch gut nach Hause 
kommen. 

Ich darf heute als Sachverständige zu unserem 
Thema ganz herzlich begrüßen: Herrn Prof. Dr. 
Thorsten Beckers – nicht das erste Mal bei uns – 
von der Technischen Universität Berlin. Herrn 
Stefan Gerwens von ProMobilität, Herrn Thomas 
Hailer vom Deutschen Verkehrsforum, Herrn  
Michael Korn von der Alfen Consult GmbH (Bera-
tungen im Bereich Infrastrukturmanagement), 
und Herrn Arnold Niederau von der Aachener 
Verkehrsingenieurssozietät (AVISO GmbH). Vom 
BUND begrüße ich Herrn Dr. Werner Reh, und 
Herrn Frederik Rasmussen von der Europäischen 
Kommission. Wir haben eine Übersetzung, 
Deutsch-Englisch. Den Sachverständigen darf ich 
für die schriftlichen Stellungnahmen, die Sie uns 
übermittelt haben, im Namen des Ausschusses 
danken. Diese liegen heute aus und sie sind auch 
im Internet abrufbar. Die Anhörung soll nach fol-
gendem Verfahren ablaufen: für alle, die das erste 
Mal dabei sind – wir haben uns darauf verstän-
digt, dass es keine Eingangsstatements der Sach-
verständigen gibt. Wir werden also gleich mit der 
ersten Fragerunde beginnen, der sich in Abhän-
gigkeit von der verfügbaren Zeit mehrere Frage-
runden anschließen werden. Angemeldet sind 
vier Runden. Von daher werden wir sehen, ob das 
alle auch in Anspruch nehmen. In jeder Frage-
runde können die Ausschussmitglieder, die sich 
zu Wort melden, jeweils bis zu zwei Fragen an bis 
zu zwei Sachverständige stellen. Die angespro-

chenen Sachverständigen antworten dann unmit-
telbar. Anschließend folgt der nächste Fragestel-
ler. Ich gehe davon aus, dass der Ausschuss damit 
einverstanden ist, dass auch die Mitglieder der 
mitberatenden Ausschüsse, soweit hier, nach ei-
ner Runde bei der jeweils ein Vertreter jeder Frak-
tion zu Wort gekommen ist, Fragen stellen kön-
nen. Also ab der zweiten Fragerunde. Von der öf-
fentlichen Anhörung werden wir, wie üblich bei 
solchen Anhörungen, ein Wortprotokoll erstellen, 
welches den Sachverständigen und allen Interes-
sierten zugänglich sein wird und welches auch 
ins Internet eingestellt wird. Leider wird es nicht 
mehr möglich sein, das Wortprotokoll vor der be-
reits für diesen Mittwoch geplanten abschließen-
den Beratung im Ausschuss fertigzustellen. Wir 
bitten um Verständnis. Es wird aber bis zur Ple-
numssitzung am 16.10.2014 alles vorliegen, auch 
das Wortprotokoll. Dann können wir starten mit 
der CDU/CSU-Fraktion. Die erste Wortmeldung 
hat der Kollege Bilger. 

Abg. Steffen Bilger (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender! Vielen Dank auch für die schriftli-
chen Stellungnahmen. Meine Fragen, ich hoffe 
mal, dass ich die Systematik der Fragestellung 
endlich richtig verstanden habe, richten sich an 
die Herren Hailer und Korn.  

Zum einen: Thema Anlastung der Infrastruktur-
kosten, hier wäre meine Frage, wie die Methodik 
der Anlastung der Infrastrukturkosten weiter ent-
wickelt werden könnte, um sich auch weniger ab-
hängig vom Zinsniveau zu machen. Und ergän-
zend: ist die Annahme für das Zinsniveau mit bis 
zu 3,4 Prozent im Jahr 2017 belastbar?  

Zweite Frage zu den Mautsätzen: Wie stehen Sie 
zur einheitlichen Anlastung der Infrastruktur- 
kosten auf Bundesautobahnen und vierspurigen 
Bundesstraßen? Auch hinsichtlich der geplanten 
Absenkung der Mautpflichtgrenze auf 7,5 Ton-
nen? Danke! 

Vorsitzender: Bitte! Herr Hailer beginnt! 

Thomas Hailer (Deutsches Verkehrsforum): Herz-
lichen Dank für die Einladung als Experte.  

Herr Bilger, ich fange erstmal mit der Methodik 
an, mit der Anlastung der Infrastrukturkosten.  
Es war ein Kritikpunkt, dass das Wegekostengut-
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achten sehr hohe Reinvestitionskosten über Ab-
schreibung, kalkulatorische Zinsen vorsieht. Das 
ist eine sehr grundsätzlich rückwärtsgewandte  
Betrachtung. Was man sich vorstellen könnte, 
wäre eigentlich ein Weg, der die nachholende  
Sanierung, die immer wieder auch beziffert und 
angeprangert wird, stärker mit einbindet, das 
heißt, den Wertverlust der Infrastruktur und den 
daraus sich ergebenen Sanierungsbedarf besser 
darstellt. Ich glaube, die jetzige Datenlage gibt das 
nur ungenügend her und deswegen müsste man, 
bevor man an eine Weiterentwicklung dieser  
Wegekostenrichtlinie geht, sicherlich erstmal eine 
bessere Datengrundlage schaffen. 

Wie kann man das machen? Dazu gibt es zwei 
Mittel. Das eine wäre die doppelte Haushaltsfüh-
rung, die Doppik1, die einige Bundesländer schon 
einführen, die in einigen schon praktiziert wird. 
Die auch wir zum Beispiel, im Deutschen Ver-
kehrsforum, für den Bundeshaushalt fordern wür-
den. Diese Doppik würde erstmal bedingen, dass 
man das Anlagevermögen erfasst, dass man dann 
die Abschreibung darauf bildet, dann den Wert-
verlust dokumentiert und dadurch natürlich den 
Sanierungsbedarf ableitet. Und dann hätte man 
eine bessere Datengrundlage, um einfach diesem 
Thema „Sanierung und Erhalt“ bei der Wegekos-
tenrechnung eine bessere Grundlage zu geben. 
Das zu verfeinern, da gibt es noch ein zweites In-
strument, das im Koalitionsvertrag steht, und das 
ist der Verkehrsinfrastrukturbericht, der auch do-
kumentieren soll, wo und in welchem Maße Infra-
struktur saniert und erhalten werden muss. Ich 
glaube, wenn man diese Instrumente hat, dann 
kann man eine entsprechende Komponente in die 
nächste Wegekostenrechnung einfügen. Ich denke 
das müsste auch EU-rechtlich gedeckt sein. Da 
weiß Herr Rasmussen aber mehr Bescheid. Im 
gleichen Maße kann man dann natürlich, auch 
das ist EU-rechtlich ziemlich sicher möglich, die-
sen Faktor der kalkulatorischen Verzinsung auf 
das eingesetzte Kapital weniger gewichten, sodass 
man zu diesen Zinsschwankungen und den damit 
verbundenen Mautsatzschwankungen nicht mehr 
so stark kommt. Die Annahme zwischen 1,7 und 
3,4 Prozent jetzt in den nächsten Jahren, die 
dadurch natürlich auch die Mautsätze ansteigen 
lässt, halten wir für zu hoch gegriffen. Vor allem 

                                                           
1 Haushalts- und Rechnungswesen auf Basis der doppel-

ten Buchführung 

eben wird man das sehen, wenn man die Wege-
kosten betrachtet. Momentan, für das Jahr 2013, 
das ist mit 6 Mrd. Euro angesetzt, die sollen auf 
8,3 Mrd. steigen, und das nur auf Grund von 
Zinseinnahmen. Das ist schon etwas, damit kann 
das Gewerbe nur sehr schwer leben.  

Ganz kurz nur, um nicht zu lang zu werden, ein-
heitliche Ansetzungen der Mautsätze für Bundes-
straßen und Bundesautobahnen begrüßen wir 
sehr. Weil dadurch eben das heimische Gewerbe 
vor Ungleichheiten geschützt wird. Dem regiona-
len Faktor, dem regionalen Mittelstand und auch 
vielen Handwerkern, die von diesen höheren 
Bundesstraßensätzen betroffen wären, wird 
dadurch natürlich die Wettbewerbssituation we-
sentlich erleichtert. Wir hoffen, dass das Prinzip 
auch bei der geplanten Mautausweitung 2018 auf 
zweispurige Bundesstraßen erhalten bleibt. 

Vorsitzender: Danke, Herr Hailer! Dann Herr 
Korn, bitte! 

Michael Korn (Alfen Consult): Auch von meiner 
Seite vielen Dank für die Einladung. Zunächst zur 
ersten Frage. Wir haben uns natürlich im Vorfeld 
auch des Gutachtens intensiv mit der Thematik 
auseinander gesetzt. Welche Zinssätze sind denn 
hier für die Methodik der Wegekosten der richtige 
Ansatz? Im Grunde genommen ist im Gutachten 
das Ergebnis dargestellt. Es gibt zwei grundsätzli-
che Möglichkeiten, die allgemein anerkannt sind, 
auch international. Das ist einmal die soziale 
Zeitpräferenzrate und als Zweites ein kapital-
marktorientiertes Herangehen. Wir haben uns aus 
verschiedenen Gründen für die kapitalmarktori-
entierte Herangehensweise entschieden. Mit der 
Folge, dass sie natürlich – gerade in den Zeiten 
des eher unruhigen Kapitalmarktes, wie wir ihn 
zurzeit sehen – durchaus auch tatsächlich starke 
Bewegungen in diesem Zinssatz haben. Das hat 
auch uns und unseren Auftraggeber, das Ver-
kehrsministerium, dazu bewogen, hier weiter zu 
denken, wie denn die Methodik der Wegekosten  
entwickelt werden kann. Wir planen, dazu im  
Dezember dieses Jahres einen entsprechenden 
Workshop zu machen, der diese Zinskosten noch-
mal thematisiert und entsprechend ggfls. auch 
hier weitere Erkenntnisse mit einbezieht.  
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Gleichwohl muss man nochmal deutlich sagen: 
international anerkannt sind diese zwei – von uns 
in dem Gutachten vorgestellten Verfahren, die 
beide ihre Vor- und Nachteile haben –, die soziale 
Zeitpräferenzrate ist eher ein Instrument, was – 
ich sage mal – langfristigeren Entwicklungen 
folgt. Also auch Schwankungen hat, aber nicht in 
der Form, wie wir das am Kapitalmarkt sehen. 
Gleichwohl eben eher geeignet, um Nutzen-Kos-
ten-Analysen zu machen und nicht die Fragestel-
lung, die wir hier eigentlich vor uns hatten, näm-
lich: Welche Opportunitätskosten wären denn ei-
gentlich durch die Straßenkosten – wenn man so 
will – den Nutzern anzulasten? Also das deutli-
che methodische ‚Prae‘ für die kapitalmarktorien-
tierte Herangehensweise, wobei da natürlich die 
Abhängigkeit von den Kapitalmärkten gegeben 
ist.  

Die zweite Frage bezog sich auf die Ausweitung 
der entsprechenden Mautsätze auf weitere Bun-
desstraßen. Hier ist zunächst angedacht, noch 
weitere etwa 1.000 Kilometer zu bemauten. Hier-
bei soll es sich ja im Wesentlichen um weitere 
vierspurige Straßen handeln, also im Grunde ge-
nommen autobahnähnliche Straßenkategorien. 
Wenn man sich jetzt die Autobahnen und auch 
die vierspurigen Bundesstraßen genauer an-
schaut, stellt man sehr stark fest, dass diese 
durchaus nicht nur physisch vergleichbar sind, 
sondern auch vom Verkehr und Ähnlichem. Wir 
haben also Autobahnen, die sind vierspurig, die 
sind weniger stark befahren, genauso, wie wir 
hochbelastete vierspurige Autobahnabschnitte ha-
ben, oder auch Bundesstraßenabschnitte, sodass 
sich hier über beide Straßenkategorien im Grunde 
genommen ein vergleichbares Bild bietet. Was 
man, solange man bei den vierspurigen Straßen 
bleibt, denke ich, gut auch für einen einheitlichen 
Mautsatz benutzen kann, man also einen einheit-
lichen Mautsatz auf beiden Straßenkategorien an-
setzt. Sofern es dann auf weitere Bundesstraßen 
ausgeweitet wird, muss man sich das sicherlich 
auch nochmal genauer anschauen. 

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Korn! Für die 
Fraktion DIE LINKE., der Kollege Behrens. 

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Meine erste 
Frage geht an Werner Reh. Und die zweite Frage 
sowohl an Herrn Reh als auch an Herrn Rasmus-
sen.  

Wir haben in der ersten Lesung bereits auf ver-
schiedene Defizite hingewiesen. Darum würde 
ich ganz gerne nochmal erfahren wollen, ob der 
jetzt vorliegende Gesetzentwurf eigentlich der 
richtige Schritt in Richtung umfassende Lkw-
Maut ist, die dann auch die Refinanzierungsprob-
leme der Verkehrsinfrastruktur in Deutschland  
lösen kann. 

Und eine zweite Frage über die Kosten hinaus, so-
wohl an Herrn Dr. Reh als auch Herrn Rasmussen. 
In der Richtlinie wird ja doch weit über das hin-
ausgegangen, was wir hier im zweiten Gesetz vor-
liegen haben, denn die ökologischen Aspekte sind 
dort viel stärker betont, als wir sie jetzt wiederfin-
den im Gesetzentwurf. An beide die Frage: Wie 
bewerten Sie die ökologische Lenkungswirkung 
des Gesetzentwurfs und vor allem die hier vorge-
nommene Anlastung der externen Kosten eines 
Straßengüterverkehrs? 

Vorsitzender: Wer beginnt? Herr Reh. 

Werner Reh (BUND): Auch von meiner Seite vie-
len Dank für die Einladung. Wir sind, was die 
Rahmensetzung angeht, das Konzept für die 
Maut, die hier entwickelt werden soll, insgesamt 
doch sehr enttäuscht. Denn dieser Gesetzentwurf 
beschäftigt sich zu Recht natürlich mit der Fern-
straßenmaut. Allerdings hätten wir schon erwar-
tet, dass in der Begründung eben klar wird, wo 
denn die Reise hingehen soll, wie man eben die 
Finanzierungsprobleme insgesamt angeht und 
welchen Anteil die Fernstraßenmaut zur Refinan-
zierung der Infrastruktur leisten soll. Wir alle 
kennen die Zahlen der Daehre-Kommission. Da 
sind wir, was eben die Einnahmen angeht, ganz 
weit weg davon. Da finden wir, dass man in der 
Begründung mindestens ein Gesamtkonzept der 
Maut eben andeuten soll. Wo wollen wir hin mit 
der Lkw-Maut, auf allen Bundesstraßen, dann 
eben ab 2018? Und, wie geht es dann weiter? Weil 
die Länder und Kommunen bei diesem Gesetz 
überhaupt keine Rolle spielen: Ich bin der festen 
Überzeugung, dass konkurrierende Gesetzgebung 
eigentlich Ländergesetzgebung ist. Und dass man 
eben nur dann ein Bundesrecht zur Gesetzgebung 
hat, wenn eben die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse angestrebt wird. Deswegen ist auch 
ganz wichtig zu zeigen, wie geht es weiter? Wie 
werden die Länder und Kommunen mit in diesen 
Gesetzentwurf aufgenommen? Ich glaube, das ist 
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allen Parteien, allen Fraktionen, in der Tat auch 
wichtig, dieses Thema. Und natürlich auch, ein 
Konzept einer stark umstrittenen Pkw-Maut anzu-
deuten, fände ich auch ganz sinnvoll. Wenn ich 
entfernungsabhängig Lkw-Maut mache, wäre es 
auch sinnvoll, dann eben über eine richtige Pkw-
Maut und nicht nur über Ausländervignetten 
nachzudenken. Dieses Gesamtkonzept fehlt uns. 
Wir sehen eben die Notwendigkeit ein, wegen der 
Zinskosten die Maut abzusenken. Daran kommt 
man wohl nicht vorbei. Wir meinen aber, dass 
man auch die Zweckbindung festlegen sollte. Da 
bin ich mit Herrn Hailer völlig einer Meinung. 
Dass das in der Tat klar geregelt werden soll, 
wenn ich Mauterhebung mache und Maut aus-
weite, wofür diese Einnahmen verwendet wer-
den. Und eben auch die Lenkungswirkung. Lang-
fristig glaube ich, ist es wichtig, die externen Kos-
ten so einzubeziehen, dass wir eben in Sachen 
Klimaschutz und Schadstoffminderung und 
Lärmminderung auch mit diesem Instrument, was 
ein hervorragendes Instrument ist, entsprechend 
weiter kommen.  

Da wäre ich bei der zweiten Frage, weil in der Tat 
die Umweltlenkungswirkungen reduziert werden. 
Einfach dadurch, dass es zwar erfreulich ist, die 
externen Kosten anzulasten, laut EU-Recht. Da 
die allerdings beschränkt sind in ihrer absoluten 
Höhe, ist es so, dass die Umweltlenkungswirkung 
geringer wird durch diese neue Maut. Wir hatten 
ja eine viel größere Spreizung gehabt in der Ver-
gangenheit und hatten auch exzellente Umwelt-
wirkungen gehabt, was die Verbesserung der 
Schadstoffreinigung angeht. Weil sich eben durch 
Flottenmodernisierung ein Schub ergeben hat, 
durch diese alte Lkw-Maut, in Richtung Euro VI 
und die besten Fahrzeugqualitäten. Insofern ist 
diese Möglichkeit beschränkt, aber dennoch als 
erster Schritt zu akzeptieren. Was wir nicht gut 
finden, ist der Verzicht auf die Lärmkostenanlas-
tung mit dem Hinweis auf mangelnde Datenquali-
täten. Das kann ich gut nachvollziehen, dass das 
eine sehr komplexe Angelegenheit ist, Lärmbe-
troffene einzubeziehen, strategische Lärmkarten 
auszuwerten, deren Qualität sicher sehr unter-
schiedlich ist. Dennoch hätten wir da eine Ver-
pflichtung oder eine Aussage gewünscht, ab wann 
und wie denn die Lärmkosten zukünftig angelas-
tet werden sollen. Das ist völlig offen und es 
sollte in der Tat unbedingt ergänzt werden, dass 
der Wille auch da ist, das zu machen. Man kann 

von EU-Recht auch abweichen und kann eben 
auch eigene Anlastungsmöglichkeiten suchen. Sie 
haben ja auch teilweise ein eigenes Modell eben 
verwendet. Und diese Aussagen fehlen uns ganz 
dringend in diesem Gesetzentwurf, zu zeigen, 
welche Lenkungswirkung mit der Maut auch 
langfristig für einen klimaverträglichen- und um-
weltverträglichen Verkehr erzielt werden könnte.  

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Rasmussen, 
bitte. 

Es folgen jeweils der englische und deutsche 
Originaltext des Redebeitrages. 

Frederik Rasmussen (Europäische Kommission): 
So yes, let me first thank you for inviting the 
Commission as well to this hearing. Sorry for 
speaking in English, but my German is very poor, 
so you'll have to live with my English – sorry for 
that. 

Let me first explain what the Commission’s role is 
when we talk about infrastructure costs and exter-
nal costs. As you know, we have the so-called 
Euro Vignette Directive, which obliges member 
states to notify the Commission whenever there is 
a new or substantially modified tolling scheme 
implemented in a member state. We were notified 
by the German authorities of the new LKW Maut 
scheme in May of this year, and we will issue an 
opinion, a formal opinion, within a month’s time. 

Given that this formal opinion is not yet adopted, 
it is difficult for me to give our final view, of 
course, today, but what I can say is that the Com-
mission and, with the help of a consultant, has 
been looking into this notification of the German 
authorities, and so far we have not found any ma-
jor issues. 

But to come back to the questions: from the Com-
mission’s side, this is definitely going in the right 
direction. Germany was one of the first countries 
to implement distance-based charging. Germany 
is now the first country to implement external 
costs. We see this as a best practice, and we think 
that other countries will follow. It is true that Ger-
many does not use all the possibilities of the Di-
rective. I think there are different explanations 
and technical reasons for that, but it is a start, a 
step in the right direction, and as regards the 
rates, there have been claims that the rates of the 
Directive are very low. The upper limits, of the 



  

 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 16. Sitzung 
vom 6. Oktober 2014 

Seite 7 von 25 

 
 

Directive that is, what I need to explain here is 
that these values were adopted by the member 
states, including Germany, and that is why we 
have these rates today. The Commission made a 
study before launching the proposal that was 
adopted in 2011, including the external cost rates, 
and the proposal of the Commission was much 
higher than the values in the proposal of the Com-
mission for the external cost rates for noise and 
air pollution were much higher. Having said that, 
again, it is a step in the right direction, we be-
lieve, and probably to be expanded along the way. 

Thank you. 

Frederik Rasmussen (Europäische Kommission): 
Nun, zunächst einmal möchte ich mich dafür be-
danken, dass auch die Kommission zu dieser An-
hörung eingeladen wurde. Entschuldigen Sie, 
dass ich Englisch spreche, aber mein Deutsch ist 
sehr schlecht, so dass Sie mit meinem Englisch 
leben müssen – ich bitte Sie, das zu entschuldi-
gen. 

Lassen Sie mich zunächst erklären, welche Rolle 
der Kommission zukommt, wenn wir über Infra-
strukturkosten und externe Kosten sprechen. Wie 
Sie wissen, haben wir die so genannte Eurovig-
netten-Richtlinie, die die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, die Kommission zu informieren, wenn 
ein neues oder grundlegend modifiziertes Maut-
system in einem Mitgliedstaat eingeführt wird. 
Wir wurden durch die deutschen Behörden im 
Mai dieses Jahres über das neue Lkw-Maut-
Schema informiert und werden innerhalb eines 
Monats eine formelle Stellungnahme dazu abge-
ben.  

Da diese formelle Stellungnahme noch nicht an-
genommen wurde, ist es natürlich schwierig für 
mich, heute unseren abschließenden Standpunkt 
darzulegen. Ich kann aber sagen, dass sich die 
Kommission mithilfe eines Beraters die Mittei-
lung der deutschen Behörden angesehen hat und 
wir bislang keine größeren Probleme entdecken 
konnten.  

Um aber auf die Fragen zurückzukommen: Aus 
Sicht der Kommission geht dies definitiv in die 
richtige Richtung. Deutschland war eines der ers-
ten Länder, das eine entfernungsbasierte Maut 
eingeführt hat. Jetzt ist Deutschland das erste 
Land, das externe Kosten einführt. Wir betrachten 
dies als Best-Practice und denken, dass andere 

Länder dem folgen werden. Es stimmt, dass 
Deutschland nicht alle Möglichkeiten der Richtli-
nie ausschöpft. Ich denke, es gibt verschiedene 
Erklärungen und technische Gründe hierfür, aber 
das ist auf jeden Fall ein Anfang und ein Schritt 
in die richtige Richtung. Und was die Sätze be-
trifft, so gab es Äußerungen, dass die Sätze der 
Richtlinie sehr niedrig seien. Was die Obergren-
zen der Richtlinie betrifft, so möchte ich hier da-
rauf hinweisen, dass diese Werte von den Mit-
gliedstaaten, einschließlich Deutschland, ange-
nommen wurden, und dass wir deshalb heute 
diese Sätze haben. Die Kommission hatte eine 
Studie durchgeführt, bevor sie den Vorschlag vor-
gelegt hat, der 2011, einschließlich externer Kos-
ten, angenommen wurde. Und der Vorschlag der 
Kommission lag hier sehr viel höher als die Werte 
im Vorschlag der Kommission bezüglich externer 
Kosten für Lärm- und Luftverschmutzung. Vor 
diesem Hintergrund sage ich noch einmal: Wir 
sind der Meinung, dies ist ein Schritt in die rich-
tige Richtung, der auf Dauer noch ausgebaut wer-
den sollte.  

Vielen Dank. 

Vorsitzender: Vielen Dank! Jetzt kommen wir zur 
SPD-Fraktion, Kollege Hartmann. 

Abg. Sebastian Hartmann (SPD): Auch von mei-
ner Seite aus herzlichen Dank an die Experten für 
die Mitwirkung, was die Anhörung angeht. Ich 
möchte zwei Fragen an sie richten. 

Die erste Frage geht an Herrn Rasmussen. Und ich 
möchte auch an die Ausführungen anknüpfen, 
die er soeben gemacht hat. Dort möchte ich als 
erste Frage stellen, wie Sie sich die erheblich 
niedrigeren zulässigen Werte der Anlastbarkeit 
von Umweltschäden in der EU-Richtlinie 2011/76 
erklären, gegenüber den tatsächlichen Kosten, wie 
ja auch ausgeführt worden ist, zum Beispiel bei 
der Luftschadstoffbelastung in Deutschland, die ja 
nur um die 13 Prozent jetzt angelastet werden 
können, wie Sie sich das erklären. Und gerade 
auch mit der Perspektive der niedrigeren Sätze, 
die angenommen worden sind. Welche Änderun-
gen sind hier denkbar, welche Methoden – auch 
der Berechnung – man weiterentwickeln kann, 
was die Fortentwicklung der Anlastbarkeit exter-
ner Kosten angeht?  

Meine zweite Frage möchte ich an Herrn Gerwens 



  

 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 16. Sitzung 
vom 6. Oktober 2014 

Seite 8 von 25 

 
 

richten. Und zwar möchte ich auf den Aspekt des 
Wegekostengutachtens eingehen, das vorgelegt 
worden ist, und auch in dem Bereich der exter-
nen Kosten bleiben, um diesen Sachverhalt zu 
vertiefen. Wie müssen wir zukünftig Ihrer An-
sicht nach vorgehen, um diese Lärmkosten ent-
sprechend anzulasten, adäquat anzulasten, nach 
den tatsächlich entstehenden Kosten. bzw. wie 
beurteilen Sie die Frage der Anlastung weiterge-
hender externer Kosten. Welche Möglichkeiten 
sehen Sie, aber auch vielleicht welche Grenzen, 
um diese verfügbar zu machen? Ich erkläre offen, 
dass es auch um Aspekte geht, was die Mautkos-
ten angeht, jenseits von Zins- und Kapitalkosten, 
um diese Fragestellung mit dieser Richtung zu 
versehen. Vielen Dank! 

Vorsitzender: Herr Rasmussen, bitte!  

Frederik Rasmussen (Europäische Kommission): 
Thank you, Mr Hartmann, for that question. 

I believe I answered part of that question already 
in my previous answer, by saying that it is correct 
that the values of the Directive are quite low com-
pared to the initial values that were proposed by 
the Commission. Now I cannot answer on behalf 
of the member states, of course, but I believe what 
happened at that stage was that the values were 
considered too high, and too burdensome on the 
transport sector, and therefore member states 
chose to go for lower values, and the values we 
currently have today in the Directive. There are 
ways within the Directive to increase the external 
costs if that is what Germany would like to do. I 
should say first that what has been done in Ger-
many by applying only the rates applying to inter-
urban rates on all roads, that is perfectly accepta-
ble within the Directive, but you could increase 
the external cost rates by charging also for the ur-
ban roads, where external costs are much higher. 
That's one possibility. Another possibility would 
be to include noise costs as well, add them to the 
cost of air pollution. That would also increase the 
external cost, and of course, the revenues. 

Frederik Rasmussen (Europäische Kommission): 
Vielen Dank für diese Frage, Herr Hartmann. 

Ich denke, ich habe einen Teil dieser Frage bereits 
in meiner vorherigen Antwort beantwortet, in der 
ich sagte, es sei korrekt, dass die Werte der Richt-
linie im Vergleich zu den ursprünglichen von der 

Kommission vorgeschlagenen Werten relativ 
niedrig seien. Natürlich kann ich nicht im Namen 
der Mitgliedstaaten antworten. Ich glaube aber, 
dass die Werte in dieser Phase als zu hoch und 
als zu hohe Belastung für den Transportsektor an-
gesehen wurden, weshalb sich die Mitgliedstaa-
ten für die niedrigeren Werte entschieden haben, 
die wir zurzeit in unserer Richtlinie haben. Es 
gibt Möglichkeiten innerhalb der Richtlinie, die 
externen Kosten zu erhöhen, falls Deutschland 
dies wünscht. Zunächst einmal möchte ich sagen, 
dass der Ansatz in Deutschland, nur interurbane 
Sätze auf den Straßen anzuwenden, innerhalb der 
Richtlinie absolut akzeptabel ist. Aber man 
könnte die externen Kosten erhöhen, indem man 
auch auf städtischen Straßen, wo die externen 
Kosten sehr viel höher sind, Gebühren erhebt. Das 
wäre eine Möglichkeit. Eine andere Möglichkeit 
wäre, die lärmbezogenen Kosten ebenfalls mitein-
zubeziehen und diese auf die Kosten für Luftver-
schmutzung aufzuschlagen. Das würde die exter-
nen Kosten und somit auch die Einnahmen erhö-
hen.  

Vorsitzender: Herr Gerwens! 

Stefan Gerwens (ProMobilität): Vielen Dank, Herr 
Hartmann. Wenn man sich die Lärmkosten an-
schaut, bestehen die technischen Herausforderun-
gen in der Umsetzung darin, dass man im Grunde 
ein Lärmkataster für das ganze Netz erstellen 
müsste. Bei den Luftschadstoffen haben Sie einen 
Wert, der beim Fahrzeug ansetzt, und hier haben 
Sie einen Wert, bei dem Sie in die Fläche gehen 
müssten. Je größer und komplexer das Netz, umso 
aufwendiger ist es letztendlich. Dabei müssten Sie 
auch beachten, welche Kosten im Vergleich zu 
den Einnahmen entstehen und ob Sie eine ausrei-
chende Differenzierung hinbekommen. 100 mal 
100 Meter sind ja relativ kleine Felder, die zu be-
trachten wären. Die Komplexität des Gesamtmaut-
systems steigt dann deutlich an. Vor dieser Her-
ausforderung steht man bei der Umsetzung. Es ist 
eine generelle Frage, ob man externe Kosten anlas-
tet. Da liegt auch eine gewisse Dynamik vor, was 
am Beispiel der Luftqualität zu sehen ist. Dem 
Wegekostengutachten selbst kann man entneh-
men, dass die Luft-Schadstoff-Kosten der schwe-
ren Lkw im Betrachtungszeitraum 2013 bis 2017 
um 45 Prozent gesunken sind. Das heißt, da gibt 
es eine starke Dynamik, weil es Fahrzeuge auf 
dem Markt gibt mit den Klassen EURO VI und 
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EURO V. Je mehr die alten Fahrzeuge ersetzt wer-
den, je mehr nehmen die externen Effekte ab. Ex-
terne Kostenanlastung ist kein Selbstzweck, son-
dern dient der Frage, wie man die externen Ef-
fekte reduziert. Man sieht bei diesem jetzt erfolg-
ten Schritt, dass der Anreiz zur Minderung der ex-
ternen Effekte abnimmt, weil die Spreizung der 
Maut geringer wird. Dementsprechend wird der 
Anreiz, in neue Fahrzeuge zu investieren, eigent-
lich kleiner, weil die Einnahmenerzielung im Vor-
dergrund steht. Das ist eine Abwägung, die man 
treffen muss. Man muss immer schauen, welches 
das geeignete Instrument ist, wenn man externe 
Effekte reduzieren will- ob es eine Norm, eine 
technische Norm oder die Anlastung externer 
Kosten ist. Es gibt relativ viele unterschiedlich 
methodische Fragen und Bewertungsansätze. 
Wenn Sie über den Verkehrssektor hinaus 
schauen, hat man bei der Luftqualität Bewertungs-
ansätze in der Methodenkonvention des Umwelt-
bundesamtes. Die sind bei Kraftwerken ein Viertel 
dessen, was man beim Lkw außerorts ansetzt, 
auch im Wegekostengutachten. Dementsprechend 
sieht man deutliche Unterschiede. Und dement-
sprechend ist es immer auch eine Frage der Wert-
vorstellungen, die da hineinspielen und damit 
auch eine gewisse Unsicherheit. Ich glaube, als 
nächstes wird die Kommission vor allem auf Stau-
kosten blicken. Und ich glaube, auch da gibt es 
eine ganze Reihe offener Fragen. Zum Beispiel: Ist 
das wirklich ein externer Effekt? Kann man diesen 
nur beim Lkw anlasten, während man andere 
Fahrzeuge nicht dabei hat? Wie ist das eigentlich 
von der Anreizwirkung her, kann man das recht-
fertigen? Müsste man auch dementsprechend Mit-
tel einsetzen, um diese Effekte zu beseitigen? 

Vorsitzender: Vielen Dank! Dann für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Kollegin Wilms. 

Abg. Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Meine Herren Sachverständigen, vielen 
Dank für Ihre schriftlichen Unterlagen. Herr  
Beckers, an Sie die erste Frage. Wir haben eben 
schon das Thema externe Kosten gehabt, mit ver-
schiedenen Aussagen. Wir wissen auch, dass die 
EU-Kommission in dem Weißbuch Verkehr 2050 
sich auch sehr deutlich positioniert hat zu einer 
Internalisierung der externen Kosten im Verkehr. 
Darum muss da auch dringend etwas passieren. 
Dann gibt es diese Berechnungen der TU Dresden, 
dass die externen Kosten des Autoverkehrs sich 

auf jährlich bis zu 88 Mrd. Euro belaufen könn-
ten. Der Gesetzentwurf selber berücksichtigt noch 
nicht mal die Lärmkosten, also bleibt weit unter 
dem, was eigentlich möglich wäre. Jetzt die Frage 
an Herrn Beckers: Inwiefern sind nach Ihrer An-
sicht die Möglichkeiten, die in der Richtlinie 
schon drin sind, ausreichend, um die Kosten ab-
zubilden und welche Initiativen müssten wir ggf. 
jetzt auch in der Politik hier in diesem Hause er-
greifen, um die externen Kosten ggf. besser noch 
berücksichtigen zu können? 

Die zweite Frage richtet sich an Werner Reh.  
Vielen Dank, Herr Reh, für diese sehr eindeutige 
Positionierung bezüglich der Zweckbindung. Das 
ist nämlich ein Problem, was wir derzeit in dem 
System haben, die Verkehrsinfrastrukturfinanzie-
rung. Das sagen Sie auch in Ihrer Stellungnahme, 
dass die Mauteinnahmen ausschließlich für Er-
halt und Sanierung zu nutzen wären, also auch da 
mit einer Zweckbindung. Das haben Sie in Ihrer 
Stellungnahme verlangt. Ich frage, wie das gehen 
soll. Das würde ich gerne von Ihnen hören, wie 
Sie sich das vorstellen können, diese Zweckbin-
dung herbeizuführen, denn ich kann mich immer 
noch an Aussagen dieses gelben Vereins mit dem 
gelben Logo entsinnen, dass wir irgendwo ein ur-
altes Gesetz haben aus den 50er Jahren bezüglich 
der Kraftfahrzeugsteuer und der Mineralölsteuer, 
das ja bisher nicht funktioniert hat. Da wäre ich 
wirklich gespannt auf Hinweise, wie wir das rea-
lisieren könnten. 

Prof. Dr. Thorsten Beckers (FÖV Speyer): Vielen 
Dank für die Einladung zu dieser Sitzung. Eine 
formale Anmerkung: Ich bin derzeit in Speyer am 
Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung tä-
tig und an der TU Berlin beurlaubt. Zu den Inhal-
ten: Es sind quasi absolute Grenzen mehr oder 
weniger vorgegeben in der Richtlinie für die Luft-
schadstoffe, und da ist man natürlich bis ‚an die 
Kante‘ gegangen. Herr Rasmussen hat, nochmal 
auf diesen Punkt angesprochen, die Differenzie-
rung zwischen „in Ballungsräumen, außerhalb 
von Ballungsräumen“, vorgenommen. Darauf, 
muss ich sagen, habe ich mich im Vorfeld nicht 
vorbereitet, aber an dem Punkt könnte man natür-
lich nochmal bohren, und dann könnte man even-
tuell ein bisschen höher sein. Das will ich an der 
Stelle nicht ausschließen, will aber auch meine 
Hand nicht ins Feuer legen, dass da was geht. 
Aber da sind einfach absolute Zahlen drin und 
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man ist mehr oder weniger bis an die Kante ge-
gangen. Es gibt da nicht die Zahlen, was es an ex-
ternen Kosten gibt, zumindest was es für Zahlen 
dazu gibt. Man kann sich die Frage stellen, ob 
man die europäischen Vorgaben nicht modifizie-
ren sollte, um eine andere Anlastung zu ermögli-
chen und auch andere Lenkungsziele zu ermögli-
chen. Aber es ist natürlich auch immer ein Prob-
lem, wenn die europäischen Vorgaben mehr her-
geben oder anders gestrickt sind, denn man will 
ja, ich sage mal salopp, auch „Wegelagerei“ in  
Europa vermeiden. Ich glaube nicht, dass das in 
Deutschland so wäre, aber das eine oder andere 
Land würde vielleicht bei der Mautfestsetzung 
auch anders vorgehen, wenn es nicht diese Vor-
gaben gäbe. In der Tat, wenn man im Umweltbe-
reich etwas erreichen will, muss man dort einfach 
weiter entwickeln.  

Zum Thema Lärm: Beim Lärm verlaufen die 
Grenzkosten recht kurios. Wenn wir auf einzel-
nen Streckenabschnitten versuchen, eine Kosten-
anlastung zu machen, dann bekommen wir ganz 
komische Mautsätze insofern, als es kaum mög-
lich ist, das anzulasten, was die Richtlinie her-
gibt. Da ist mein Verständnis, dass zurzeit techni-
sche Probleme genannt werden. Das kann ich 
nicht beurteilen, halte es aber auch nicht für völ-
lig unplausibel. Die Frage ist, inwiefern man sinn-
volle Lenkungswirkung erreicht, wenn man an 
der einen oder anderen Stelle mal auf 100 Metern 
irgendetwas anlastet, wobei es mir grundsätzlich 
sinnvoll scheint, in Ballungsräumen anders zu 
lenken. Aber wenn wir in Ballungsräumen oder 
an bestimmten Stellen viel anlasten, auf den Bun-
desautobahnen/Bundesfernstraßen, dann kann es 
natürlich auch sein, dass die Verdrängung ins un-
tergeordnete Netz zunimmt. Insofern weist das 
auf die Frage hin, dass wir bei der Bepreisung im 
Straßennetz, bei der Bemautung, vielleicht auch 
stärker über Straßenkategorien hinwegdenken 
müssen und uns mit diesen Effekten beschäftigen 
müssen.  

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir nehmen Ihre  
Abordnung nach Speyer ins Protokoll auf. Dann 
Herr Reh, bitte. 

Dr. Werner Reh (BUND): Die Zweckbindung ist 
bei einer Steuer in der Tat systemwidrig. Insofern 
ist das ein ganz großer Unterschied zu Straßenge-
bühren. Ich kann mich nicht persönlich an die 

Diskussion beim ersten Verkehrsfinanzgesetz 
1955 erinnern. Frau Bär, Ihr Kollege aus Bayern 
war der, der die heftigsten Widerstände gegen 
jede Zweckbindung hatte, in Bezug auf die  
Mineralölsteuer und die damals beginnenden 
Überlegungen eines Fernstraßenbaus, weil er 
sagte, wenn das erstmal eine Zweckbindung hat, 
dann ist es weg für mich aus dem Haushalt und 
die Geschichte der Zweckbindung der Mineralöl-
steuer ist trotz Behauptung des ADAC keine Er-
folgsgeschichte. Bei Straßengebühren sieht das 
völlig anders aus. Da ist eine Zweckbindung im 
System und es gibt ein eigenes Haushaltskapitel, 
wo die Mauteinnahmen aufgeführt werden. Die 
Überlegungen, einen Haushaltsfonds einzurich-
ten, wo konkrete Zweckbindungen festgelegt  
werden können, waren auch lange in der Ver-
handlung zum Koalitionsvertrag; auch die 
Daehre/Bodewig Kommissionen denken über 
diese Fragen nach. Insofern gibt es viel Wissen 
und gute Vorschläge liegen auf dem Tisch, an die 
man anknüpfen könnte. Ich glaube, da wäre eine 
strikte Zweckbindung sinnvoll. Bei der Stellung-
nahme fiel mir auf, dass es sogar eigentlich eine 
ganz enge Zweckbindung geben könnte oder 
sollte, systematisch gedacht, für Sanierung und 
Erhalt. Neubauinvestitionen werden ja über die 
Maut ohnehin refinanziert zum Wiederbeschaf-
fungswert. Insofern würde ich sogar noch eine  
engere Zweckbindung – ohne Ausbau – für die 
schlankeste und für die klügste Idee an der Stelle 
halten, und sie verwirklichen mit einem Haus-
haltsfonds mit konkreter Zweckfestlegung. 

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir starten in die 
zweite Runde. Für die CDU/CSU-Fraktion hat das 
Wort Abg. Jarzombek. 

Abg. Thomas Jarzombek (CDU/CSU): Herr Vorsit-
zender, meine Damen und Herren, ich hätte auch 
an zwei Sachverständige Fragen. Die erste an 
Herrn Niederau zu der Frage: Wie beurteilen Sie 
die ökologischen Anreize der externen Kosten, 
die jetzt darin vorgesehen sind, und – wir haben 
schon einige Themen gehabt, Lärm, Stau, etc. – 
wie Sie auch weitere externe Kosten sehen wür-
den, inklusive der Problematiken, die damit ein-
hergehen. Die zweite Frage geht an Herrn Hailer. 
Aus Ihrer Sicht: Welche Rolle spielt die Nutzerfi-
nanzierung in dem Gesamtkonzept der Verkehrs-
infrastrukturfinanzierung und wie sehen Sie auch 
die weiteren Dinge, die hier auf der Agenda und 
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im Koalitionsvertrag stehen, zum Beispiel die 
Ausweitung der Maut auf alle Bundesstraßen und 
damit einhergehend die Wettbewerbssituation der 
Anbieter in den ländlichen Regionen, wo es so 
aussieht, dass die Mautpreise dann auch variieren 
könnten. 

Arnold Niederau (Aviso): Herzlichen Dank für 
die Einladung. Zu Ihrer Frage der Anlastung oder 
der Wirkungen der externen Kosten bezüglich der 
Veränderungen der Strukturen sehe ich das so, 
dass der derzeitige Vorschlag, der im Gesetzent-
wurf steht, die Anlastung der externen Luftschad-
stoffkosten schon als Möglichkeit einer Rege-
lungswirkung und einer Leitwirkung zu sehen ist, 
bezüglich der Erneuerung der Fahrzeugflotte bei 
den schweren Nutzfahrzeugen. Man muss beden-
ken, dass zwischen Euro-VI und Euro-V immer-
hin die externen Kosten etwa 2,1 Cent pro Kilo-
meter ausmachen und dort schon ein Anreiz gege-
ben werden kann, Euro-V-Fahrzeuge relativ zeit-
nah durch Euro-VI-Fahrzeuge zu ersetzen. Bezüg-
lich der anderen externen Kosten, Staukosten und 
dergleichen mehr, sehe ich natürlich auch eine 
Regelungswirkung bezüglich einer Veränderung 
der Verkehrsstrukturen im gesamten Straßennetz. 

Thomas Hailer (Deutsches Verkehrsforum):  
Vielen Dank für die Frage. Ich fange am besten 
mit der Rolle der Nutzerfinanzierung an. Nutzerfi-
nanzierung ist eingeführt worden, sie wird auch 
erfolgreich praktiziert. Sie trägt ihren Teil über 
die Lkw-Maut dazu bei, aber man darf nicht ver-
gessen, dass es auch im konventionellen Haushalt 
Spielräume gibt, die nicht nur aus einer Zweck-
bindung der Mineralölsteuer kämen, sondern, 
wenn man sich die finanzielle Vorausschau des 
Bundes ansieht, dann sieht man die schwarze 
Null: im nächsten Jahr wird sie erreicht. Dann  
haben wir 2015, 2016, 2017 jedes Jahr ungefähr 
11,1 Mrd. Euro mehr Steuereinnahmen und da-
von werden nur 350 Mio. Euro für Investitionen 
verwendet, generell für Investitionen. Da wird 
wahrscheinlich Frau von der Leyen noch ein biss-
chen mehr brauchen, wenn man so die Zeitung 
liest, aber auch die Verkehrsinfrastruktur könnte 
mehr brauchen. Deswegen sollte man ruhig bei  
aller Diskussion um die Nutzerfinanzierung auch 
einfach die konventionelle Haushaltsfinanzierung 
weiter bemühen. Die 5 Mrd. Euro für diese Legis-
laturperiode sind ein guter Schritt, auch die Zu-
sage des Bundesfinanzministers, die Mautlücke 

zu schließen. Aber dabei kann es nicht bleiben 
und bevor wir jetzt versuchen, aus dem Verkehrs-
sektor, aus dem Lkw, aus dem Straßennetz noch 
den letzten Euro rauszupressen, sollte man wirk-
lich auch nochmal offensiv auf den Finanzminis-
ter zugehen, alle die wir hier sitzen, die Branche, 
aber auch die Politik, um eben die Steuerfinanzie-
rung wieder in die Erinnerung zu rufen.  

Damit komme ich zum zweiten Punkt, die Aus-
weitung der Nutzerfinanzierung. Die sehen wir 
schon etwas skeptisch, erstens mal auf die zwei-
spurigen Bundesstraßen. Da wird sich die Proble-
matik der Mautsätze stellen, ob man das dann 
wirklich genauso betrachten kann wie die vier-
spurigen Bundesstraßen, ist fraglich. Das heißt: 
werden wir dann exorbitante Mautsätze dort  
sehen auf den zweispurigen Bundesstraßen? Da 
gibt es in der Wissenschaft berechtigte Gründe, 
warum das so sein könnte. Und die Ausweitung 
auf die 7,5 Tonnen sehen wir natürlich auch  
kritisch, denn damit wird die Frage als nächste 
kommen, was ist mit den 3,5 bis 7,5 Tonnen? Das 
heißt, auch da kriegen wir wahrscheinlich einen 
Schneeballeffekt und die finanziellen Einnahmen 
sind jetzt nicht so enorm, dass man sagen könnte, 
dafür belasten wir den Mittelstand, die Regionen 
überproportional stark. Man wird irgendwann als 
Politik die Entscheidung treffen müssen, wollen 
wir mehr Einnahmen vom Nutzer für die Infra-
struktur generieren oder ist uns unser Logistik-
standort wichtig, und wie stark belasten wir un-
sere Unternehmen im internationalen Wettbe-
werb? Dann muss PSts‘n Bär dann im Ausland 
eben vertreten, warum wir ein teurerer Logistik-
standort sind als andere Nachbarn. Der Entschei-
dung wird sich die Politik irgendwann stellen 
müssen. 

Abg. Herbert Behrens (Die LINKE.): Das passt in-
sofern an die letzte Aussage von Herr Hailer. Es 
geht um die europäische Situation, die ich noch-
mal ein bisschen erörtert sehen möchte. Herr Ras-
mussen, Sie haben in der ersten Antwortrunde 
bereits darauf verwiesen, dass die Richtlinie er-
heblich mehr Kennzahlen zulässt, um verkehrs-
lenkend unter ökologischen Aspekten zu wirken. 
Nun haben wir Parlamentarier kritisiert, dass das 
im vorliegenden Gesetzentwurf nicht ausreichend 
reflektiert ist. Welche objektiven Kriterien – es 
geht jetzt nicht um eine Einschätzung von Ihnen, 
sondern objektiv – welche Kriterien wären auch 
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zum jetzigen Zeitpunkt schon möglich gewesen, 
in die Kalkulation der Maut aufzunehmen, um 
den Erfordernissen des Umweltschutzes gerechter 
zu werden, als es der Fall ist. 

Die zweite Frage geht an Prof. Beckers. Gerade im 
internationalen Vergleich, Herr Rasmussen hatte 
darauf hingewiesen, dass Deutschland in gewisser 
Weise Vorreiter ist. Sie hatten aber in Ihrer Stel-
lungnahme auch darauf verwiesen, dass im Hin-
blick auf die Organisation der Kalkulation der 
Wegekosten die Schweiz durchaus ein Beispiel 
bietet, auf das man schauen könnte. Nun ist die-
ser Absatz sehr kompliziert gestaltet. Könnten Sie 
das vielleicht in der mündlichen Beantwortung 
vielleicht ein bisschen deutlicher machen für 
mich? 

Vorsitzender: Herr Rasmussen und dann Prof.  
Beckers. 

Frederik Rasmussen (Europäische Kommission): 
Thank you very much for the question. 

Yes, so, once again, it is, as I said before, a fact 
that there are more possibilities within the Di-
rective. What has been proposed is to levy at the 
same external cost on all roads, which is the min-
imum of the two rates that could be applied. 
Meaning that, if there would be a differentiation 
according to roads inter-urban roads and urban 
roads, the charge could be made higher for the ur-
ban roads, meaning where people are living, and 
where the damages are higher – damages of air 
pollution are higher, but also damages of noise 
are higher.  

Do we have experiences in Europe? Within the 
EU, as I said before, there are no experiences. Ger-
many is the first one to implement external costs, 
and we welcome that very much, because this 
possibility was given in 2011. Other countries 
have not yet changed their toll system to include 
external costs, but we believe that is the right 
thing to do, to reflect also the polluter-pays prin-
ciple, not only the user-pays principle, and we 
are quite certain that if Germany would do so, 
other countries would follow. And, as I said, 
while there is a beginning to everything, I guess 
from what I understood, there are also some tech-
nical reasons for applying only the one rate, be-
cause it takes a quite complicated set-up, as far as 
I've understood, to be able to distinguish between 

the roads and charge by type of road for both air 
pollution and for noise. But I am sure that is just a 
technical question that needs to be resolved, and 
that over time a more differentiated external cost 
charge could be implemented. 

Frederik Rasmussen (Europäische Kommission): 
Es ist, wie gesagt, eine Tatsache, dass es innerhalb 
der Richtlinie noch mehr Möglichkeiten gibt. Es 
wurde vorgeschlagen, die gleichen externen Kos-
ten auf allen Straßen zu erheben. Dies ist das  
Minimum der zwei Sätze, die man hier anwenden 
könnte. Mit anderen Worten, wenn es eine Diffe-
renzierung nach Straßen, Fernstraßen und städti-
schen Straßen geben sollte, könnte man die städti-
schen Straßen höher bemauten, da dort mehr 
Menschen leben und die Schäden höher sind – 
sowohl durch Luftverschmutzung als auch durch 
Lärm.  

Haben wir in Europa bereits Erfahrungen? Wie 
schon erwähnt, gibt es innerhalb der EU noch 
keine Erfahrungen. Deutschland ist das erste 
Land, das externe Kosten einführen will. Das be-
grüßen wir sehr, da diese Möglichkeit 2011 be-
reits vorgesehen war. Andere Länder haben ihr 
Mautsystem noch nicht umgestellt und externe 
Kosten miteinbezogen. Aber wir glauben, dass 
dies der richtige Weg ist, um nicht nur das Nut-
zerprinzip, sondern auch das Verschmutzerprin-
zip anwenden zu können. Und wir sind uns ganz 
sicher, dass andere Länder dem Beispiel Deutsch-
lands folgen würden. Wie gesagt, ist aller Anfang 
schwer, und es gibt, soweit ich es verstanden 
habe, technische Gründe, warum man erst einmal 
nur den einen Satz einführen will. Soweit ich es 
verstanden habe, bedarf es komplizierter Vorbe-
reitungen, um zwischen den Straßenarten und 
Mautsätzen sowohl in Bezug auf Luftverschmut-
zung als auch Lärm differenzieren zu können. Ich 
bin mir indes sicher, dass es sich dabei nur um 
eine technische Frage handelt, die sich lösen 
lässt, und dass im Laufe der Zeit auch differen-
ziertere externe Kosten implementiert werden 
können.  

Prof. Dr. Thorsten Beckers (TU Berlin): Bisher ist 
man im Rahmen der konkreten Wegekostenkalku-
lation immer auch die verschiedenen methodi-
schen Fragen durchgegangen, hat sie diskutiert, 
und sich dann irgendwie entschieden. Das ist 
auch in einem wissenschaftlichen Begleitkreis  
oder einem Workshop diskutiert worden. Aber es 
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waren immer sehr viele Themen und man hat 
jetzt nicht die Zeit, das umfassend abzuwägen. 
Die Frage ist, ob es nicht sinnvoller wäre, grund-
sätzlich auch unabhängig von einzelnen Kalkula-
tionen diese methodischen Fragen zu diskutieren, 
zu klären, ggf. Forscher zu beauftragen oder bes-
ser noch, wenn man die Personalressourcen hat, 
auch Fragen im Ministerium auf Basis wissen-
schaftlicher Methoden klären zu lassen. Das 
könnte dann breit diskutiert werden, unabhängig 
von einer einzelnen Kalkulation. Als ich die Stel-
lungnahme geschrieben habe, wusste ich noch 
nicht, dass es inzwischen jetzt erstmals wohl ent-
sprechende Entwicklungen gibt, wenn ich das 
richtig einordne, das hier auch in Deutschland zu 
machen. Das halte ich für sehr gut, dass das Ver-
kehrsministerium diese Richtung einschlägt. Ich 
würde es begrüßen, wenn es nicht nur diese eine 
Frage ist mit den Zinsen, wo man sozusagen 
Grundsatzklärung unabhängig von konkreten  
Kalkulationen macht, sondern wenn das bei ver-
schiedenen Punkten erfolgen würde. Und es wäre 
sicherlich auch sehr sinnvoll, die EU-Kommis-
sion dort mit einzubeziehen. Wenn ich noch  
einen Punkt ergänzen darf, der etwas über Ihre 
Frage hinausgeht: ich würde es auch für sinnvoll 
halten, bei diesen Überlegungen zu einzelnen me-
thodischen Fragen immer wieder auch zu fragen, 
was das für Auswirkungen auf die Mautsätze hat, 
wie das mit Lenkungszielen korrespondiert. Und 
noch einen Schritt weitergehend, kann man sich 
dann auch immer fragen, ob man vielleicht an 
den europäischen Vorgaben auch noch ein biss-
chen herumschrauben sollte, damit die verschie-
denen Punkte, die hier tangiert werden – Len-
kung, Finanzierung, Kostenanlastung – irgendwo 
stimmiger ineinandergreifen. 

Vorsitzender: Dankeschön, Herr Prof. Beckers. 
Dann kommt für die SPD-Fraktion, der Kollege 
Hartmann. 

Abg. Sebastian Hartmann (SPD): Die Frage, die 
ich stelle, möchte ich an Herrn Rasmussen stel-
len. Ich möchte den zweiten Komplex der Wege-
kostenrechnung aufrufen, und zwar jenseits der 
externen Kosten, die ich jetzt mal komplett als 
Punkt abhaken möchte in der Fragestellung. Ich 
möchte auf die Problematik eingehen, dass die 
Maut als Funktion der Verkehrsmenge, also der 
tatsächlich gefahrenen Kilometer, ganz anderen 

Gesetzmäßigkeiten folgt, als der Teil einer Wege-
kostenberechnung, eines Wegekostengutachtens, 
was auf den Wiederbeschaffungswerten basiert, 
nach deren Systematik ja mit variierenden Kosten 
und volatilen Zinsen gerechnet werden muss. 
Wie können Bau und andere Kosten, die da hin-
einspielen, anders als mit aktuellen Zinsverfahren 
abgebildet werden, zum Beispiel auch diese Diffe-
renzen in den Schwankungsbreiten, die zum Bei-
spiel von Herrn Gerwens in seiner Stellungnahme 
beschrieben wurden, nämlich diese Schwankun-
gen, die abhängig sind von den Zinssätzen 1,7 bis 
über 3,4 %? Was gibt es da für Verbesserungsmög-
lichkeiten, welche Vorschläge sehen Sie? Verbun-
den mit der Bitte, auch auf Beispiele aus anderen 
EU-Staaten einzugehen, die vor ähnlichen Frage-
stellungen stehen, was diese schwankenden Zin-
sen angeht. Welche Beispiele gibt es, die viel-
leicht für die deutsche Gesetzgebung von Nutzen 
sein können?  

Der zweite Punkt geht wieder an Herrn Gerwens. 
Sie gehen in Ihrer Stellungnahme auch auf die 
Frage der Zinsen ein. Sie machen einen Vor-
schlag, dass man einen gemittelten Zinssatz neh-
men kann, also das man sich einmal auf einen 
Zinssatz einigt. Wenn wir allerdings die Zinskur-
ven der vergangenen Jahrzehnte anschauen, im-
mer in der Hoffnung, dass wir nicht auf dem 
niedrigen Zinsniveau bleiben, das hat ja auch 
noch andere Auswirkungen für den europäischen 
Markt. Sie haben dieses Modell einmal in die Dis-
kussion eingebracht. Sehen Sie denn, gerade was 
Wiederbeschaffungs- oder Tagesgebrauchtwerte 
angeht, andere Möglichkeiten, um mit diesen 
Zinsfaktoren und ihren Schwankungen und den 
damit verbundenen Problemen umzugehen? Also 
unabhängig von der Verkehrsmenge. Angenom-
men ich habe in vier Jahren eine identische Ver-
kehrsmenge, aber unterschiedliche Zinssätze, 
habe ich damit plötzlich unterschiedliche Ergeb-
nisse. Sehen Sie da andere Möglichkeiten, haben 
Sie Erfahrungen oder ergänzende Möglichkeiten, 
die Sie jetzt vielleicht Ihrer Stellungnahme noch-
mal hinzufügen können, um den Faktor der Zin-
sen zu bewerten? Wie Sie schreiben: „Verkehrsin-
frastruktur braucht verlässliche Investitionsli-
nien“. Haben Sie da weitergehende Vorstellun-
gen? 

Vorsitzender: Vielen Dank! Dann Herr Rasmus-
sen. 
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Frederik Rasmussen (Europäische Kommission): 
Thank you. 

In terms of the Directive as it stands at the mo-
ment, it is not explicitly said how the infrastruc-
ture costs shall be calculated. There is an annex 
to the Directive that gives core principles, and 
these core principles should be followed, and that 
is what the Commission is looking at, also in the 
context of this German tolling scheme. I am not 
an expert on infrastructure cost calculations, but I 
have seen a few now, from different countries – 
typically there are two methods used, I am sure 
you know them: the synthetic method, and the 
perpetual-inventory method. One is indeed based 
on historical costs, and the other is based on re-
placement costs. The issue with the inventory 
method, that is based on historical costs, is that it 
requires a lot of data that member states usually 
do not have. It would basically require that a 
member state has kept track of all infrastructure 
investments over time, and that is often not the 
case. Therefore, the synthetic method is used, 
which is, as I said, based on replacement costs. 
Or, said in another way, we are quantifying the 
value of the infrastructure as if it is built today, 
up to the standard, of course, that the infrastruc-
ture has. When using this second method, the 
method based on replacement cost, the question 
on the interest rate comes up, obviously. The Di-
rective says that the interest rate shall reflect the 
rate of government borrowings. Now, when calcu-
lating the cost of the infrastructure today, it 
would seem appropriate to use the current infra-
structure [did he mean “interest”?] rates. They are 
very low today, and the way Germany has justi-
fied the rates that are used in the calculations 
based on average rates of federal bonds, we be-
lieve is a good and rather solid method. It is not 
the only method, there are other methods, and 
that leads me to the second part of your question, 
on other countries. It is actually so that although 
we do see several notifications coming by, Ger-
many has also been the first one to lower its inter-
est rate, which we believe is reflecting the current 
market situation, and the right thing to do. So, I 
cannot, other than saying that other countries so 
far have used higher rates, but will probably also 
in the future, and the Commission will look into 
that, of course, we will make sure that other coun-
tries as well will be using the current market 
rates. 

Thank you. 

Frederik Rasmussen (Europäische Kommission): 
Vielen Dank. 

Was den aktuellen Stand der Richtlinie anbelangt, 
so ist hier noch nicht explizit erwähnt, wie die 
Infrastrukturkosten berechnet werden sollen. Im 
Anhang der Richtlinie sind grundlegende Prinzi-
pien formuliert, und diese sollten auch berück-
sichtigt werden. Dies ist zudem auch der Weg, 
den die Kommission einschlagen will, auch im 
Zusammenhang mit dem deutschen Mautsystem. 
Ich bin kein Experte, was die Berechnung von  
Infrastrukturkosten betrifft, aber ich habe inzwi-
schen schon einige aus verschiedenen Ländern 
gesehen. Im Prinzip werden zwei Methoden ein-
gesetzt, und ich bin mir sicher, dass Sie sie ken-
nen: die synthetische Methode und die Kumula-
tionsmethode. Die eine basiert auf historischen 
Kosten, die andere auf Ersatzkosten. Das Problem 
mit der Kumulationsmethode, die auf histori-
schen Kosten basiert, ist, dass sie viele Daten  
erfordert, über die die Mitgliedstaaten aber in der 
Regel nicht verfügen. Dies würde im Prinzip  
voraussetzen, dass ein Mitgliedstaat sämtliche In-
frastrukturinvestitionen über einen längeren Zeit-
raum aufgezeichnet hat, was meist nicht der Fall 
ist. Daher verwendet man die synthetische Me-
thode, die, wie gesagt, auf Erneuerungskosten ba-
siert. Anders formuliert, quantifizieren wir den 
Wert der Infrastruktur so, als ob sie heute gebaut 
würde, und das natürlich entsprechend dem 
Standard, den die Infrastruktur hat. Bei dieser 
zweiten Methode, die auf Erneuerungskosten ba-
siert, stellt sich natürlich die Frage nach den 
Zinssätzen. Die Richtlinie sagt, dass der Zinssatz 
die Rate der öffentlichen Anleihen widerspiegeln 
solle. Wenn man die Infrastrukturkosten heute be-
rechnet, erscheint es aber angemessen, die aktuel-
len Zinssätze zu verwenden. Diese sind zurzeit 
sehr niedrig. Und die Art und Weise, wie 
Deutschland die Sätze begründet, die basierend 
auf den durchschnittlichen Raten von Staatsanlei-
hen in den Berechnungen verwendet werden, ist 
unserer Meinung nach eine sehr gute und solide 
Methode. Dies ist nicht die einzige Methode, es 
gibt noch andere, und das führt mich zum zwei-
ten Teil Ihrer Frage, die auf andere Länder abzielt. 
Zwar gehen bei uns in der Tat diverse Mitteilun-
gen ein, Deutschland war aber auch das erste 
Land, das seine Zinssätze gesenkt hat. Das spie-
gelt unserer Meinung nach die gegenwärtige 
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Marktsituation wider und ist folglich der richtige 
Schritt. Ich kann nur sagen, dass andere Länder 
bis dato höhere Sätze angesetzt haben und dies 
möglicherweise auch künftig tun werden. Die 
Kommission wird das natürlich prüfen und si-
cherstellen, dass auch andere Länder die aktuel-
len Marktsätze anwenden. Vielen Dank. 

Vorsitzender: Dankeschön! Dann Herr Gerwens. 

Stefan Gerwens (ProMobilität): Herr Hartmann, 
also die Frage der Zinsen ist natürlich schon eine 
ganz elementare, wenn Sie sehen, dass wir eigent-
lich in den drei Wegekostenrechnungen, die wir 
bisher hatten, immer eine steigende Zinskurve 
hatten und bei der wir am Anfang der nächsten 
Wegekostenrechnung jedes Mal das Niveau ab-
senken mussten, dann sieht man, es ist an sich 
schon ein gewisser Anreiz darin, auch eine ge-
wisse Erwartungshaltung an die Gutachter, dass 
man bestimmte Einnahmen auch erreicht. Das 
muss man einfach sagen. Von daher kommt man 
zu dem Problem, wie legt man das nun fest. Die 
Bundesregierung hat im Grunde genommen in 
diesem Gesetzesvorschlag den Durchschnitt der 
Wegekosten über die Jahre genommen und hat da-
raus die Maut bestimmt. Damit hat sie letztend-
lich einen Durchschnittszins genommen. Sie geht 
ja nicht im ersten Jahr mit etwa 2 % rein und im 
letzten Jahr mit 3,4 % in den jeweiligen Mauthö-
hen, sondern es geht darum, dass man jetzt eine 
Mauthöhe festlegt, die den Durschnitt abbildet 
und so gesehen ist es eigentlich schon eine Nivel-
lierung, die man vorgenommen hat. Das, was im 
Gutachten steht, ist, glaube ich wissenschaftlich 
ein sehr gut fundierter Ansatz. Die Frage ist aber, 
ob man die Verwerfung, die man dadurch bei den 
Marktakteuren verursacht, korrigieren muss. Das 
gilt auch gerade in Richtung der EU. Denn es gibt 
Verwerfungen, die erheblich sind. Die eine ist die 
der Marktakteure. Wenn man von einer Wegekos-
tenrechnung zur nächsten wechselt, hat man je-
des Mal eine große Friktion, dann müssten die 
Speditionsunternehmen und die Verlader verhan-
deln, wie man damit umgeht, und mit den Unsi-
cherheiten, das erleben wir ja jetzt im Augenblick 
auch. Obwohl sich letztendlich an den Fakten 
nichts geändert hat: die Betriebsausgaben für die 
Infrastruktur sind mehr oder weniger gleich, und 
die Abschreibungen sind auch ähnlich. Nur die 
Zinsen haben sich geändert. Die Andere ist die 
der Infrastrukturfinanzierung. Wir haben die  

Brüche und damit jetzt auch den Wechsel, oder 
die zusätzliche Anlastung externer Kosten im We-
sentlichen, weil ein Einnahmeloch entstanden ist. 
Und das ist entstanden, weil einfach die Zinsan-
nahmen korrigiert werden müssen. Und es ist die 
Frage, ob man nicht doch – das kann man viel-
leicht auch in dieser Expertenrunde diskutieren, 
die Herr Korn angesprochen hat – mehr oder we-
niger eine politische Festlegung macht bei der 
Bundesverkehrswegeplanung, ob 2,5 oder 3 %, ob 
man da nicht einen Korridor findet, der zumin-
dest deutlich enger ist, in dem man sich bewegen 
muss. Ich glaube, das würde einfach die Verläss-
lichkeit und gerade auch den Wechsel von einer 
Wegekostenrechnungsperiode zur Nächsten deut-
lich abschwächen. Das wäre wissenschaftlich 
nicht perfekt, aber ich glaube, für die Praxis deut-
lich sinnvoller. Das müsste auch mit Brüssel dis-
kutiert werden. 

Vorsitzender: Ein schöner Satz. Jetzt kommen wir 
zur Frau Kollegin Dr. Wilms. 

Abg. Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Wissen-
schaftlich nicht so korrekt, aber müsste mit Brüs-
sel diskutiert werden, die Aussage finde ich rich-
tig toll, denn wir machen hier keine Wissen-
schaft, sondern Politik, insofern kommt es nicht 
auf wissenschaftliche Ergebnisse an. Um das nur 
kurz aufzugreifen, Herr Gerwens, das finde ich 
richtig toll, dass wir das hier im Protokoll haben. 
Die erste Frage, die ich habe, geht an Herrn Prof. 
Beckers. Dieses Wegekostengutachten, was wir da 
jetzt haben, zwingt uns zu geringeren Einnahmen. 
Wir wissen aber genau, dass uns die Kosten weg-
laufen, das wissen eigentlich auch alle Sachver-
ständigen, die hier sitzen, dass wir irgendwann in 
Kürze die „Lochrepublik“ sein werden, dass wir 
das einfach nicht mehr stopfen können. Und wir 
sehen ja, dass wir jetzt auch mit dem Gutachten, 
mit dieser Berechnungsmethode – dieser syntheti-
schen Methode, die versucht das Gesamtsystem 
zu bewerten – an unsere Grenzen stoßen. Herr 
Prof. Beckers, welche Möglichkeiten sehen Sie, 
dass wir wirklich mal an die wahren Kosten her-
ankommen? Inwiefern wäre es dann auch zweck-
mäßiger, sich einmal wirklich mit dem Thema 
Anlagevermögen zu beschäftigen? Wie könnte 
man sowas in die Hand nehmen? Wenn ich mich 
richtig erinnere, haben wir das von unseren Kom-
munen an manchen Stellen schon verlangt. Das 
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wäre die Frage, wie wir uns vielleicht politisch 
anders aufstellen sollten. Die zweite Frage geht an 
Herrn Hailer. Sie haben eine sehr umfangreiche 
und interessante Stellungnahme eingereicht, 
herzlichen Dank dafür nochmal an das deutsche 
Verkehrsforum. Da steht auch der Satz drin 
„Kompetenzen zur Planung, Bewirtschaftung und 
zum Controlling überregionaler Verkehrsinfra-
strukturprojekte in einer Verkehrsinfrastruk-
turmanagementgesellschaft des Bundes schritt-
weise zusammenzuführen“. Da hätte ich doch 
ganz gerne nochmal ein paar weitere Informatio-
nen dazu. Welche Schritte sehen Sie da als unbe-
dingt politisch notwendig an, welche Kompeten-
zen sollten wir eigentlich zusammenführen und 
haben wir da überhaupt ein Zeitfenster oder liegt 
das nachher irgendwann im Jahre 2050? 

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Prof. Beckers. 

Prof. Dr. Thorsten Beckers (FÖV Speyer): Frau  
Dr. Wilms, Sie haben einen ziemlich schwierigen 
Punkt angesprochen. Wegekosten, so wie wir sie 
verstehen, beinhalten viele vergangenheitsorien-
tierte Aspekte. Erhaltungsbedarf hat etwas damit 
zu tun, was jetzt zu tun ist. Es ist wie bei einem 
Unternehmen, wenn das über Ersatzinvestitionen 
nachdenkt: dann macht das, salopp gesagt, Excel 
auf und kalkuliert so ein bisschen rum. Das ist 
aber was anderes als der Blick in eine Bilanz und 
eine GVR, wo irgendwo Abschreibungen und 
Werte drin sind. Da glaube ich, müssen so einige 
Dinge noch mal grundsätzlich sortiert werden. Ist 
übrigens auch ziemlich unerheblich, was für ein 
Rechnungswesen man anwendet, ob Doppik oder 
eine erweiterte Kameralistik. Die Frage was da 
besser ist, ist genauso wenig zu beantworten, wie 
die Frage ob dänisch die bessere Sprache als 
schwedisch ist. Das sind einfach unterschiedliche 
Standards, und man muss die vernünftig interpre-
tieren können. Ich kann die Antwort auch nicht 
geben, wie man das zusammenbringt. Wichtig ist 
natürlich, dass wir beim Erhaltungsmanagement 
sehr viel Transparenz haben über den Zustand 
der Straßen, über den Erhaltungsbedarf. Und 
wenn wir die Erhaltung vernünftig hinbekom-
men, dann ist der zentrale Punkt, dass wir eine 
vernünftige politische Langfristigkeit bei den Ent-
scheidungen haben, wissenschaftlich gesprochen, 
politische Selbstbindung. Das ist da das Entschei-
dende. Das muss nicht so viel zu tun haben mit 
der Art und Weise, mit den Institutionen und den 

Quellen, mit denen man bestimmte Einnahmen in 
diesen Ausgabenzweck ‚Erhaltung‘ lenkt. Wege-
kosten oder eine Bepreisung, die auf Wegekosten 
basiert, können überhaupt nicht mit dem zusam-
menpassen, was man an Erhaltungsbedarf hat. Da 
muss man, glaube ich, einiges nochmal grund-
sätzlich neu denken. Auch die Europäische Kom-
mission sollte da nochmal grundsätzlich darüber 
nachdenken, wie ihre verschiedenen Überlegun-
gen, die sie im Bereich Verkehrslenkung, Kosten-
anlastung und Finanzierung hat, besser in Ein-
klang gebracht werden können. 

Vorsitzender: Herr Hailer, bitte! 

Thomas Hailer (Deutsches Verkehrsforum): 
Danke für die Frage, Frau Dr. Wilms. Prof.  
Beckers, ich gebe Ihnen recht, dann kann man 
den Glaubenskrieg führen, welche Buchhaltungs-
form die bessere ist, aber auf jeden Fall ist beides 
besser als die reine kameralistische Version, die 
wir jetzt haben. Das war wichtig. Frau Dr. Wilms, 
Sie haben vorhin selber gesagt, Sie machen Poli-
tik, deswegen kann ich Ihnen vom Zeithorizont 
her keine großen Hoffnungen machen, denn Sie 
führen kein Unternehmen. Ein Unternehmen 
würde eine solche Managementgesellschaft als 
Tochter relativ schnell ausgründen. In der Politik 
ist das natürlich schwieriger. Das kann man sich 
vorstellen in mehreren Schritten. Eines ist ganz 
wichtig, die Politik, die Parlamentarier müssen 
dabei die Kontrolle behalten. Priorisierung, die 
Aufstellung der Planung, was wichtig, was poli-
tisch gewollt ist, das müssen Sie hier, die Politi-
ker beibehalten. Haushaltspolitiker werden sich 
dieses Recht nicht entreißen lassen wollen. Es 
geht aber darum, das Ganze vernünftiger zu ma-
nagen. Dazu gehört natürlich im ersten Schritt 
eine Verkehrswegefinanzierungsgesellschaft, die 
ein bisschen mehr kann, als was die VIFG jetzt 
kann. Das heißt, die transparente Mittelbewirt-
schaftung, ich habe es auch in meiner Stellung-
nahme geschrieben, nicht nur der Mautmittel, 
sondern auch generell der Haushaltsmittel. Ein 
besseres Controlling. Dazu kann man auch die jet-
zigen Mittel der VIFG nutzen. Dazu gehört aber 
auch, wenn man in einem weiteren Schritt denkt, 
nicht eins zu eins wie bei der ASFINAG, aber 
kann sich schon überlegen, ob unsere Auftrags-
verwaltung, ob die mangelhafte Kontrolle des 
Bundes über die Auftragsverwaltung so bleiben 
muss. Oder ob man da nicht auch rangeht und in 
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eine Verkehrsinfrastrukturmanagementgesell-
schaft auch das Thema Ausführung / Planung 
hereinnimmt. Da haben wir heute auch schon  
DEGES. Die Frage ist, wie man das zusammen-
baut, das muss man sich noch genauer überlegen. 
Aber was ganz wichtig ist, ist einfach, dass dieser 
Kontroll- und Transparenzschritt des Bundes ge-
genüber den Ländern, der Auftragsverwaltung, ge-
gangen wird und das ist dann der Schritt von der 
Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft 
zur Verkehrsinfrastrukturmanagementgesell-
schaft. Das wird allerdings dauern, vor allem, 
wenn ich sehe, wie die Länder an ihren Auftrags-
verwaltungen hängen. Also einen  Zeithorizont 
kann ich Ihnen da nicht so locker aufzeichnen. 

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Hailer. Wir ha-
ben uns ein Zeitmanagement gesetzt; ich habe 
jetzt momentan zwei Wortmeldungen von den 
Kollegen Holmeier und Wittke. Dann gehen wir 
in die dritte Runde. Kollege Holmeier, bitte. 

Abg. Karl Holmeier (CDU/CSU): Eine Frage an 
Herrn Korn. Sie haben die Grundstücke zu Tages-
neupreisen bewertet, obwohl die Grundstücke 
zum Teil seit Jahrzehnten und noch länger im 
Bundesbesitz sind. Meine Frage: Warum ist das 
so? 

Die zweite Frage an Herrn Hailer: Es wird immer 
nur darüber gesprochen, wie wir zusätzliche Ein-
nahmen generieren können. Welche Möglichkei-
ten bieten sich, auch Einsparungen auf der Ausga-
benseite durchzuführen? 

Michael Korn (Alfen Consult): Also hier muss ich 
zunächst erstmal sagen, dass wir das nicht getan 
haben. Wir haben nicht die Tagesneupreise für 
Grundstücke genommen, sondern vielmehr die 
kumulierten Ausgaben des Bundes in dem Zeit-
raum bis zu unserem Wegekostengutachten, also 
etwa 2012, einmal zusammen gestellt. Und diese 
kumulierten Ausgaben haben wir dann lediglich 
– in meinen Augen – mit einem Preisindex verse-
hen, der sich aber an der allgemeinen Inflation 
orientiert. Hier sind keinerlei Wertsteigerungen 
der jeweiligen Grundstücke enthalten. Sondern  
es ist der Preis, den Sie damals für das jeweilige 
Grundstück auch gezahlt haben. Insofern also ein 
inflationsbereinigter Ausweis von Grunderwerbs-
kosten. Einfach um sicher zu gehen, dass die heu-
tigen Nutzer nämlich genau das Gleiche bezahlen 

für das Grundstück, auf dem die Straße liegt, wie 
auch in zehn Jahren, in fünf Jahren oder in einem 
Jahr. Insofern ist das nicht passiert. Es wurde 
auch von der EU-Kommission im vorigen Gutach-
ten angeregt, dass man davon wieder wegkommt. 
Das man also tatsächlich Neuwerte berücksich-
tigt, weil man dann über den Umweg eben dieser 
Tagesneupreise tatsächlich die Nutzer jeweils 
auch an der Wertsteigerung, also einfach an der 
Aufwertung des Grundstücks entweder durch die 
Straße, oder weil Bauland ausgewiesen wird, oder 
Ähnliches beteiligt. Das kann natürlich nicht im 
Sinne einer solchen Wegekostenrechnung liegen. 
Also nehmen wir keinen Ansatz der Tagesneu-
preise bei Grundstücken.  

Erlauben Sie mir noch eine Ergänzung zu den 
Aussagen, die bisher getätigt wurden. Insbeson-
dere bei den drei Wegekostengutachten möchte 
ich betonen, dass wir hier keine empirische 
Grundlage haben, bei der man davon sprechen 
kann, dass die Gutachten immer in eine be-
stimmte Richtung gehen, insbesondere bei den 
Zinssätzen. Wenn man die Gutachten jeweils für 
sich und die jeweilige Situation betrachtet, die 
zum Zeitpunkt des Gutachtens vorgefunden 
wurde, kann man durchaus diese Zinstendenzen 
darstellen, die wir auch in unserem jetzigen Gut-
achten gesehen haben. Wenn Sie sich in den Sep-
tember 2013 zurück versetzen, da war sicherlich 
nicht daran zu denken, dass Herr Dragi den Leit-
satz etwa bei 0 Prozent „festnageln“ wird. Hier 
waren durchaus bessere Aussichten auf durchaus 
bessere Zeiten gegeben. Insofern muss man natür-
lich bei den Gutachten jeweils den Zeitpunkt be-
rücksichtigen, in dem die Prognose aufgestellt 
wurde. Prognosen – da gebe ich Ihnen natürlich 
völlig recht – die sind unsicher. Einfach deshalb, 
weil sie eben in die Zukunft gerichtet sind. 

Ein Wort noch zum nationalen Rahmen. Wir dis-
kutieren hier sehr stark die EU-Sichtweise, die 
wir für unsere Wegekostenrichtlinie vielleicht 
verändern müssen. Bitte berücksichtigen Sie da-
bei auch den nationalen Rahmen, und da ganz be-
sonders, dass wir hier durchaus auch Gerichts-
verfahren anhängig haben, Klagen, die uns dazu 
bewegt haben, eine Methodik für das Gutachten 
zu wählen, welche möglichst rechtsicher ist. Das 
ist, glaube ich auch hier mehrfach bestätigt, dass 
die Vorgehensweise, die in dem Gutachten ver-
wendet wurde, eben genau dieses ausdrückt. Sie 
haben eben die Methode gewählt, die am Ende 
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am ehesten einer Überprüfung standhält.  

Vorsitzender: Vielen Dank, Herrn Korn. Dann 
Herr Hailer.  

Thomas Hailer (Deutsches Verkehrsforum): 
Danke, Herr Holmeier, das ist eine ganz wichtige 
Frage, nicht nur an mich, sondern das ist die 
Frage, die Sie auch als Verkehrspolitiker erwartet, 
die die Haushaltspolitiker zurückspiegeln müs-
sen. Die wollen ja nicht so sehr die Einnah-
meseite belasten, sondern werfen uns oder Ihnen 
immer vor, das Geld vielleicht nicht effizient ge-
nug auszugeben. Das heißt, wenn Sie mehr Geld 
von Haushaltspolitikern wollen, müssen Sie die 
Effizienz nachweisen. Ganz kurz, um den Zeitrah-
men nicht zu sprengen: das geht einerseits los mit 
der echten Priorisierung der Projekte. Man ist an 
dem Bundesverkehrswegeplan gerade dran. Da 
hat man zwei ganz wichtige Sachen, nämlich den 
Verkehr, den vordringlichen Bedarf plus und das 
nationale Prioritätenkonzept. Ich glaube, wenn 
man diesen Weg konsequent geht und die aller-
wichtigsten Projekte, die auch machbaren Pro-
jekte, vorne hinstellt, dann hat man schon mal an 
Effizienz gewonnen. Das heißt: in die richtigen 
Projekte investieren. 

Das Zweite habe ich gerade schon angesprochen, 
was man auch schon hat, ist ein gutes Bewirt-
schaftungssystem der VIFG. Das Finanzierungs-
managementsystem FMS der VIFG ist wesentlich 
besser im Kosten-Controlling als das Haushalts-, 
Kosten- und Rechnungswesen des Bundes. Die 
VIFG kann tagesaktuell Zahlungsströme, Kosten-
entwicklungen abbilden, viel besser als es das 
konventionelle System des Haushalts- und Rech-
nungswesens kann. Das heißt, hier habe ich eine 
schnellere effizientere Kostenkontrolle und kann 
zumindest schon mal sehen, wo was aus dem  
Ruder läuft. Dann muss ich eben sehen, wie ich 
das auch innerhalb des Projektes so gestalten 
kann, dass es besser wird. Projektbezogen haben 
wir auch schon ein drittes Mittel, nämlich die 
ÖPP. Das ist nicht das Allheilmittel, aber ein 
Punkt ist auf jeden Fall wichtig: langfristig gese-
hen sind die Lebenszyklusbetrachtungen bei den 
ÖPPs über die Jahrzehnte – meistens 30 Jahre 
Laufzeit – aus unserer Sicht effizienter, vor allem 
was die Erhaltung anbelangt. Weil dort ein Erhal-
tungsplan aufgestellt wird. Dort wird Erhaltung 

und Sanierung nach Bedarf und nicht nach Kas-
senlage gemacht. Bei der Erstellung der Projekte 
hat man schon gemerkt, dass Effizienzgewinne zu 
realisieren sind. Und das dürfte man über den  
Lebenszyklus auch feststellen, wenn jetzt die ers-
ten Projekte – gerade in meiner Heimat die A8 – 
länger laufen. Dann gibt es natürlich das große  
Instrument, das schon mehrfach erwähnt wurde, 
nämlich eine echte Mehrjährigkeit über Fonds  
oder Sondervermögen, wie wir das teilweise auch 
im Verkehrsbereich bei den vergangenen Kon-
junkturpaketen gemacht haben, Mittel über meh-
rere Jahre zu binden. Das schafft einerseits Durch-
finanzierung, kein „Dezemberfieber“, hier ist – 
glaube ich – allen bekannt, was das ist. Es schafft 
vor allem aber auch Planungs- und Baukapazität 
am Markt. Denn Unternehmen, Ingenieurbüros, 
Baufirmen werden sich auf ein größeres Konjunk-
turpaket eines gesicherten Budgets von mehreren 
Milliarden über Jahre hinweg, so wie es in der 
Schweiz über den FABI, über den Bahnfonds,  
gemacht wird, eher einstellen, als über eine ein-
jährige, überjährige oder ungesicherte Durchfi-
nanzierung von Projekten. Das sind so ein paar 
Beispiele, die wir alle verwenden können, um in 
die harten Diskussionen zu gehen. Denn ganz 
klar, bei aller Effizienz, bei aller Priorisierung,  
das Geld wird wahrscheinlich im jetzigen Umfang 
auch nicht reichen. Das heißt, wir müssen am 
Ende wieder in den Clinch mit dem Bundesfi-
nanzminister und mit den Haushaltspolitikern. 

Vorsitzender: Danke, Herr Hailer! Dann der Kol-
lege Behrens. 

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Meine Fragen 
richten sich an Herrn Werner Reh. Nun haben wir 
im Verlaufe der Anhörung, aber auch schon auf-
grund der Stellungnahmen erfahren, was ganz 
schwierig sein wird. Das dürfte die Berechnungs-
methode der wirklich entstehenden externen Kos-
ten und deren Internalisierung bedeuten. Trotz-
dem wollen wir ja eigentlich sehr bald hand-
lungsfähig werden. Das ist ein bisschen die 
Schwierigkeit, in der wir stecken. Nun haben wir 
hier einen Gesetzentwurf vorliegen, der unserer 
Meinung nach weder ausreichend Lenkungswir-
kung entfaltet, noch ausreichend Finanzeinnah-
men schafft, um die Probleme zu lösen, die wir 
gerne lösen wollen. Wenn ich jetzt überlege, auch 
innerhalb von Wahlperioden, nochmal Maßnah-
men zu ergreifen, möchte ich ganz gerne erfahren: 
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Wie ist es ratsam, dort heranzugehen um mehr 
Geld zu bekommen und gleichzeitig die Lenkung 
hinzukriegen? Dazu heißt es in der Stellung-
nahme des BUND, dass an dieser Stelle der  
Gesetzentwurf der Logik der EU-Wegekostenricht-
linie folgt, die Immissionsklassen aufgibt und 
stattdessen eine andere Staffelung zugrunde legt. 
Wäre das der erste Schritt oder eher der zweite 
Schritt, den wir zu machen hätten, um zu Mehr-
einnahmen zu kommen und auch ein Stück zu 
lenken? Und die zweite und damit zusammen-
hängende Frage ist: Wären wir viel besser damit 
bedient, wenn wir als erstes politisches Ziel wirk-
lich die Ausweitung der Maut auf alle Straßen an-
gehen würden? 

Werner Reh (BUND): Die Kernfrage ist in der Tat 
die nach dem politischen Handlungskonzept ins-
gesamt. Ich glaube, da ist die Problemlage, wenn 
man die Refinanzierungsfragen anschaut, relativ 
leicht zu lösen, wenn die Mautausweitung auf 
alle Bundesstraßen kommt. Die Daehre-Zahlen 
sind ja überall bekannt, aber die 7,2 Mrd. bezie-
hen sich auf alle Ebenen. Die Probleme auf Bun-
desebene sind ja so riesengroß nicht. Die Maut-
ausweitung auf alle Bundesstraßen hinzukriegen 
ist in der Tat der entscheidende Faktor. Dies 
würde ja 2 Mrd. Euro zusätzlich einspielen. Da-
mit wäre man, was die Refinanzierung des Ver-
kehrswesens auf Bundesebene angeht, ungeheuer 
weit. Das große Problem haben die Länder. Inso-
fern ist es die Frage des Mautkonzeptes insge-
samt, das wir bundesweit brauchen, ob das ein 
Konzept ist in Richtung „Verkehr finanziert Ver-
kehr“. Da bin ich bei Daehre und bei Bodewig, da 
sollte man unbedingt anknüpfen. Das ist die Rich-
tung, in die man gehen muss. Was uns Sorge  
bereitet, ist in der Tat, alle haben es bis hin zur 
Kommission auch bestätigt, dass die Lenkungs-
wirkung abgeschwächt wird durch das neue 
Mautkonzept. Ich habe jetzt keine Alternative, 
weil das innerhalb der Euro-Vignetten, der Wege-
kostenrichtlinienebene, stattfindet. Es ist auch lo-
gisch, zu sagen, dass man nur bei den externen 
Kosten differenziert und eben nicht noch bei den 
Infrastrukturkosten, was vorher möglich war. 
Aber diese positiven Lenkungswirkungen hat 
man durch die große Spreizung von 100 Prozent 
vorher gehabt. Deswegen glaube ich, muss man 
ein Verhandlungskonzept gegenüber der Kommis-
sion machen. Oder erstens, vor der Kommission 
sagen, wie von Herrn Beckers beschrieben: die 

Spielräume innerhalb der Richtlinie ausnutzen, 
Lärmkosten hereinnehmen, nach einem Konzept, 
wo die Deutschen an der Stelle auch einen eige-
nen Weg gehen können. Der europäische Weg ist 
relativ kompliziert und datenabhängig und 
schwierig. Da einen eigenen Vorschlag zu  
machen, ein eigenes Konzept, macht Sinn, und 
das mit der Kommission abzustimmen. Dann im 
zweiten Schritt über die Umweltkosten, in deren 
eigentlichen Höhe, die begrenzt ist auf eine Art 
und Weise, die wir 2008/2009 in Brüssel kritisiert 
haben. Das wurde ja beschrieben, wir konnten 
uns da nicht durchsetzen. Aber die Richtung 
muss eben dahin gehen, möglichst komplett die 
externen Kosten anzulasten. Dann habe ich ein 
Gesamtverkehrssystem, was hocheffizient ist, wo 
dann in der Tat Konkurrenz – Straße, Schiene, 
Wasserstraße – sich viel besser entfalten kann. 
Weil eben eine Gerechtigkeit, was den Wettbe-
werb angeht, gegeben ist. Das wäre so ein  
3-Schritte-Konzept: Ausweitung der Maut auf die 
Bundesstraßen, zweitens Spielräume ausnutzen 
und drittens ein Verhandlungspaket in der Kom-
mission zu machen. Deutschland kann da auch 
zurecht beanspruchen, Vorreiter zu sein. 

Vorsitzender: Danke Herr Reh! Jetzt der Kollege 
Hartmann für die SPD-Fraktion. 

Abg. Sebastian Hartmann (SPD): Meine Frage 
möchte ich jetzt an Herrn Reh richten. Insbeson-
dere nach Ihren letzten Ausführungen und Ihrer 
Stellungnahme, die mich zu einer Nachfrage ein-
laden. Zum einen schreiben Sie in Ihrer Darstel-
lung, dass Sie es begrüßen, dass zwischen Bunde-
sautobahnen und Bundesstraßen einheitliche 
Mautsätze gelten, um entsprechende Ausweich-
verkehre zu vermeiden. Weiter führen Sie aus, 
dass jetzt auch – gerade was die externen Kosten 
angeht – zwischen Vorstadtstraßen und Fernstra-
ßen zu unterscheiden ist, und regen darüber hin-
aus in Ihrem Gesamtkonzept an, ab 3,5 Tonnen 
alle entsprechenden Lkw einzubeziehen. Weiter 
begründen Sie dann auch das Gesamtziel der Len-
kungswirkung, was die EU-Richtlinie in der Fas-
sung von 2011 eröffnet. Ich frage Sie aber vor die-
sem Hintergrund: Wie gehen Sie denn damit um, 
wenn wir die letzte Bundesverkehrswegeplanung 
und darüber hinaus auch die Darstellung der Er-
reichbarkeitsdefizite betrachten? Wenn wir dann 
über die Lenkungswirkung von entsprechenden 
Mautsätzen nachdenken, kommt es dann aus  
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Ihrer Sicht nicht zu einem unerwünschten Neben-
effekt, dass man ganze Regionen abhängt, wenn 
man in dieser Systematik bleibt? Da würde ich 
dann gerne im Rahmen dieser Nachfrage Ihre 
grundsätzliche Konzeption verstehen wollen, 
weil ich sie auf Basis der Ausführungen jetzt und 
Ihrer Darstellung nicht nachvollziehen kann. Weil 
ich eben entsprechende Effekte befürchte, um 
Ihnen das auch offen zu sagen.  

Die zweite und letzte Frage geht nochmal in den 
Komplex ‚dauerhafte Finanzierung von Verkehr‘, 
an Herrn Gerwens. Wenn wir uns in der Systema-
tik treu bleiben und dann auch nochmal die Stel-
lungnahmen Ihrer Kollegen Sachverständigen an-
hören: Welche Voraussetzungen müssen aus Ihrer 
Sicht geschaffen werden – also auch organisatori-
scher Art – um zu einer dauerhaften Zweckbin-
dung von Mauteinnahmen zu kommen, im Ge-
samtumfang? Sie haben eine sehr ausführliche 
Stellungnahme abgegeben. Es ist vorhin über eben 
entsprechende Darstellung des Anlagevermögens 
gesprochen worden, auch was die Investitionen 
angeht. Was ist aus Ihrer Sicht zu ergänzen? Was 
ist zu tun, organisatorisch zu veranlassen? Viel-
leicht auch mit den Hinweisen aus dem ÖPP- 
Lebenszyklus, kann man das im konventionellen 
Bereich machen? Haben Sie dazu Ansätze, bzw. 
was würden Sie uns empfehlen? 

Vorsitzender: Dann bekommt wieder Herr Reh 
das Wort. 

Werner Reh (BUND): Herr Hartmann, vielen 
Dank, für die Frage der Einheitlichkeit der Maut-
sätze. Das ist in der Tat der zentrale Punkt, um 
eben bestimmte Regionen nicht entsprechend ab-
zuhängen, weil sie ja gesehen haben, wie unter-
schiedlich die Mautsätze für zweispurige Bundes-
straßen und Autobahnen sein müssen. Das ist das 
Eine. Das widerspricht dem nicht, dass sie für die 
Anlastung der Lärmkosten die Differenzierung 
zwischen Vorortstraßen und Fernstraßen brau-
chen. Denn nur so können sie nach dem gelten-
den Recht entsprechend unterscheiden, dass die 
Lärmkosten auf zwei Cent gehen dürfen bei den 
Vorortstraßen. So war dieser Differenzierungshin-
weis gemeint. Das vorzubereiten, hielte ich auch 
für ganz sinnvoll. Wenn die Lärmkosten angelas-
tet werden sollen, dann braucht man in der Tat 
diese Differenzierung vor dem Hintergrund der 
heutigen Regelung, der Wegekostenrichtlinien. 

Ansonsten bin ich voll dafür, das ist ja auch nicht 
so oft beim Bundesverkehrswegeplan, dass da 
eine gute Priorisierung kommt. Ich habe beim Er-
reichbarkeitsziel gar keine Angst. Wenn man 
schaut, was die Raumwirksamkeitsanalyse zeigt, 
sieht man, dass wir im Bundesgebiet schon eine 
sehr gute Erreichbarkeit haben. Und wenn Sie  
das Kriterium ausreichende Erreichbarkeit neh-
men, dass es nur ganz wenige Ecken gibt, wo man 
etwas tun muss Da haben wir auch viele Vor-
schläge gemacht, mit welchen umweltverträgli-
chen und kostengünstigen Projekten man die Er-
reichbarkeit sichern kann, nach dieser Richtlinie 
für integrierte Netzplanung, da haben wir an alles 
gedacht. Ich denke, das kann ein Paket werden: 
gute Priorisierung und vernünftige Verkehrsfinan-
zierung. 

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Gerwens. 

Stefan Gerwens (ProMobilität): Herr Hartmann, 
das ist eine sehr umfassende Frage. Ich würde sa-
gen, ich kann mich in den Teilen die Herr Hailer 
schon angesprochen hat, dem auf jeden Fall kom-
plett anschließen. Ich würde aber nochmal auch 
einzelne Punkte hervorheben wollen. Und zwar, 
wenn man den Lebenszyklus eines Netzes sieht, 
dann kann man ja sagen: wir haben unser Fern-
straßennetz beginnend in den 50iger und 60iger 
Jahren im Wesentlichen aufgebaut und waren 
mehr oder weniger bis 1980 – wenn man mal von 
den neuen Ländern und der Wiedervereinigung 
absieht – relativ weit fortgeschritten. Und wir 
kommen jetzt in die Phase der Erneuerung im gro-
ßen Stil. Eine Maut, wie sie jetzt auch beim Lkw 
erhoben wird, dient letztendlich auch dazu, diese 
Leistungsfähigkeit des Netzes zu erhalten. Und 
deswegen ist aus unserer Sicht eine enge Zweck-
bindung des Mautaufkommens für die Straße zu 
rechtfertigen. Vor allem vor dem Hintergrund, 
dass man auch Mineralölsteuer bzw. Energie-
steuer erhebt und daraus auch ein ganz erheb- 
licher Teil letztendlich dazu genutzt wird, andere 
Verkehrsaufgaben zu finanzieren. Ich denke nur 
an die Zweckbindung für die Regionalisierungs-
mittel, die steht explizit im Regionalisierungs- 
gesetz, die Zweckbindung aus dem Mineralölsteu-
eraufkommen. Dementsprechend halte ich diesen 
Mix – Infrastrukturgebühren für die jeweilige Inf-
rastruktur, wo sie genutzt wird und das andere  
offener – für absolut legitim. Auch bei der Bahn 
und beim Luftverkehr ist dies üblich. Ich würde 
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auch nochmal betonen, dass gerade das Thema 
„Erhaltung“ weniger politische Entscheidung er-
fordert, als Neu- und Ausbau. Bei Neu- und Aus-
bau ist es absolut richtig, dass jede Entscheidung 
politisch beschlossen wird, ob man dieses Projekt 
macht oder nicht. Bei Erhaltung – denke ich – 
sollte es stärker um das Qualitätsniveau gehen, 
was Sie erhalten wollen, auf dem Sie sich bewe-
gen wollen. Dementsprechend hat eine Infrastruk-
turfinanzierungsgesellschaft, die einen klaren 
Auftrag hat, ein bestimmtes Niveau zu halten, 
und weil das bei den Haushaltsmitteln auch nicht 
jährlich entschieden wird, auch eine besondere 
Legitimation. Im Hinblick auf die Frage, die hier 
auch hereinspielt: welche Mauthöhe ist die Rich-
tige für Bundesstraßen? Damit sollte man sich in 
Workshops, die jetzt auch anstehen, und viel-
leicht auch schon vorher im Parlament befassen. 
Wenn man Erreichbarkeit und gleichwertige Le-
bensverhältnisse als ganz wesentliches Staatsziel 
hat, muss man nicht evtl. einen Staatsanteil letzt-
endlich bei der Bundesstraßenmaut oder bei der 
Anlastung von Bundesstraßen bei der Mautbe-
messung berücksichtigen? Ich glaube, das ist auch 
eine Frage, die man relativ bald erarbeiten sollte. 
Es spielt auch in die Frage der Bundesverkehrs-
wegeplanung hinein. Wenn Sie doppelt so hohe 
Mautsätze auf Bundesstraßen erheben, dann wer-
den viele Projekte, bei denen Sie jetzt von einer 
Vorteilhaftigkeit ausgehen, möglicherweise nicht 
mehr vorteilhaft sein, weil der Verkehr dann auf 
andere Straßen – sei es auf Autobahnen oder sei 
es auf nachgeordnete Landes- und Kreisstraßen – 
verdrängt wird. So gesehen ist das eine Frage, die 
kann nicht bis 2018 warten. Die sollte deutlich 
früher entschieden werden, mit welchen Ansät-
zen man da rein geht. Und ein möglicher Staats-
anteil für Erreichbarkeit wäre ein denkbarer An-
satz. Vielen Dank! 

Vorsitzender: Danke! Dann die Kollegin Wilms. 

Abg. Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Gerwens, interessant, da laufen Sie 
bei mir offene Türen ein. Aber ich habe so meine 
Zweifel, dass wir das vor 2018 in irgendeiner 
Form hinbekommen. Denn dazu gehört auch ein 
Umdenken bei uns. Wie gehen wir mit der Ver-
kehrsinfrastruktur um? Machen wir das immer 
wahlkreisabhängig? Oder schauen wir das Ge-
samtsystem an? Aber das nur als kurze Randbe-
merkung. 

Ich hätte ganz gerne noch – wo die Kollegin Bär 
da ist – die Chance genutzt, die Bundesregierung 
zu fragen. Wir haben hier gehört, und Herr Reh 
hat es auch dargestellt, eigentlich alle haben rela-
tiv deutlich gesagt, Herr Behrens hat es auch 
nochmal deutlich gemacht: wir müssen schnell 
handlungsfähig werden, um Spielräume auch ge-
rade im Hinblick auf Internalisierung der exter-
nen Kosten besser nutzen zu können. Inwieweit 
ist denn da die Bundesregierung dran? Was ist da 
von Ihnen in nächster Zeit zu erwarten? Können 
wir noch in dieser Legislaturperiode ein Konzept 
bekommen, wie die Internalisierung der externen 
Kosten und zwar insbesondere der Lärmkosten, 
gemacht werden soll? Inwieweit stellen Sie sich 
auch gegenüber der EU auf? Denn wir haben ge-
hört, dass da gewisse Begrenzungen sind in der 
Wegekostenrichtlinie. Was ist da von Ihrer Seite 
aus zu erwarten, dass diese Begrenzung endlich 
abgeschafft wird?  

Vorsitzender: Frau Staatssekretärin Bär, bitte. 

PSts’n Dorothea Bär (BMVI): Vielen Dank! Also 
was die Lärmkosten betrifft, sind wir in Gesprä-
chen. Da ist es momentan eben technisch schwie-
rig, das darzustellen. Vielleicht ist es in ein oder 
zwei Jahren technisch nicht mehr so schwierig. 
Im Moment ist es nicht so. Mit der EU sind wir 
auch in ständigen Gesprächen, wie man mit den 
Zinsschwankungen besser umgehen kann. Das ist 
natürlich ein Ärgernis. Sie wissen selber, dass wir 
uns das Ganze auch nicht so gewünscht haben, 
wie es jetzt ausgegangen ist. Wir wollten auch 
nicht, dass es zu Senkungen kommt. Das ist ein 
permanenter Prozess und der wird selbstverständ-
lich auch fortgeführt werden.  

Vorsitzender: Dann habe ich jetzt noch eine Wort-
meldung vom Kollegen Wittke. 

Abg. Oliver Wittke (CDU/CSU): Herr Hailer, Sie 
haben dankenswerter Weise Ihre Antwort einge-
bettet in ein Gesamtkonzept zur Verkehrsinfra-
strukturfinanzierung. Da reden Sie auch von 
stringenter Priorisierung und von effizienter Fi-
nanzierung. Ich will noch eine Frage anschließen. 
Neben diesen beiden – in der Tat – wichtigen 
Punkten: müsste es nicht auch so etwas geben wie 
eine Effizienzsteigerung bei der Entscheidung 
über die Priorisierung? Das heißt, müssten wir 
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nicht den Mut haben, die Projekte, die den höchs-
ten Nutzen für das Gesamtnetz bringen, nach 
vorne zu ziehen und zuerst zu realisieren? Und 
erst im Anschluss daran Dinge, die auch wün-
schenswert und berechtigt sind, zu erledigen? 
Hätten Sie den Mut, eine solche Forderung mit 
dem Deutschen Verkehrsforum aufzustellen? 

Thomas Hailer (Deutsches Verkehrsforum): 
Danke, Herr Wittke! Den Mut habe ich schon ein-
mal bewiesen. Vor drei Jahren gab es von der 
CDU eine Kommission Mobilität in Vorbereitung 
der Bundestagswahl. Dort wurde ich dann auch 
zu einem Vortrag gebeten, wie denn die Bundes-
verkehrswegeplanung aussehen könnte. Und da 
habe ich eine Folie dabei gehabt, die zeigte nur 
ein weißes Blatt Papier. Genau diesen Begriff ha-
ben wir damals dann auch geprägt. Man müsste 
eigentlich ein weißes Blatt Papier nehmen und  
sagen: So, was ist denn jetzt eigentlich wichtig? 
Ein gewisser Schritt wird momentan gegangen,  
in dem zumindest alle Projekte, die jetzt noch im 
BVWP (Bundesverkehrswegeplan) übrig sind,  
einer Prüfung unterzogen werden. Aber es wer-
den viele auch wieder mitgenommen werden, die 
schon in den letzten ein oder zwei BVW-Plänen 
nicht realisiert worden sind. Insofern ist das Blatt 
leider nicht ganz so weiß, wie ich mir das gerne 
vorgestellt hätte. Und ein zweiter, ganz radikaler 
Schritt wäre, wenn man den Bottom-Up-Ansatz 
zum Top-Down-Ansatz machen würde. Ich ver-
gleiche das immer, wenn ich im Deutschen Ver-
kehrsforum ein Positionspapier mache. Dann 
schicke ich auch nicht meinen 170 Mitgliedern 
ein weißes Blatt und sage: Sagt mir mal, was ihr 
zum Bundesverkehrswegeplan wollt. Dann be-
komme ich nämlich 160 verschiedene Antworten. 
Sondern wir machen ein Konzept eines Papiers 
und dann stellt man das den anderen vor, dann 
können die sich daran reiben. So wäre eigentlich 
ein idealtypischer Ansatz, dass der Bund einen 
Bundesnetzplan vorgibt. Dann gibt es noch den 
Regionaltopf, das sind die 20 Prozent, die jetzt  
außerhalb des nationalen Prioritätenkonzepts 
sind. Wo die Regionen darüber verfügen können, 
was sie als wichtig erachten. Aber über die ande-
ren 80 Prozent gibt der Bund den Takt an. Dann 
wird man wahrscheinlich zu einer besseren Netz-
planung kommen für Straße, Schiene, Wasser-
straße als bisher. Man wird wahrscheinlich auch 
keine Länder abhängen, weil eben noch 20 Pro-
zent der Mittel da sind, die dann natürlich eher 

an die Regionen gehen, wo keine bundesbedeu-
tenden Achsen durchgehen. Ihr Bundesland, Herr 
Wittke, käme wahrscheinlich gut dabei weg, weil 
es bei den 80 Prozent ordentlich mit dabei ist als 
Bundespriorität. Aber es gibt andere Bundeslän-
der, die sind nicht so privilegiert, die sind eben 
nicht ganz an den Hauptachsen. Da kommt das 
Kriterium der ländlichen Erschließung, was Herr 
Hartmann vorhin gesagt hat, auch wieder mit 
rein. Aber das wäre ein idealer Weg, wie man ei-
nen Bundesverkehrswegeplan aufstellen sollte. 
Dieses weiße Blatt Papier, das bleibt immer noch 
unsere Forderung, obwohl es natürlich momentan 
nicht mehr realistisch ist, weil die Bundesver-
kehrswegeplanung so ist, wie sie ist. Jetzt können 
wir hoffen, dass der Prozess noch recht effizient 
weitergeht bis ins nächste Jahr, das wir vielleicht 
noch in 2015 den Plan bekommen. Was auf jeden 
Fall helfen würde, wäre der Verkehrsinfrastruk-
turbericht, den viele Verbände mit uns zusammen 
auch immer wieder gefordert haben, der auch im 
Koalitionsvertrag steht, wo man einfach schaut, 
wo ist eigentlich welche Belastung im Netz. Da 
fällt mir die Toll-Collect-Statistik drüben am Pots-
damer Platz ein, wo man sehr klar erkennen kann, 
wo welche Lkw zu welcher Zeit massiv fahren  
oder nicht. Da fallen mir Statistiken bei der Bahn 
ein. Es gibt also viele, es gibt die Daten der Auf-
tragsverwaltungen, es gibt viele Daten, die man 
zusammenfassen kann, die in diesem Verkehrsin-
frastrukturbericht ein wichtiger Bestandteil sein 
könnten, wo man findet, das hilft, um dieses bun-
desweite bedeutende Netz zu definieren und um 
dann auch zu sehen, wo sind die Engpässe. Wo 
muss erhalten und unterhalten werden, welche 
Engpässe wollen wir ausbauen? Das gäbe Ihnen 
als Politiker dann auch eine Entscheidungs-
grundlage zu sagen: da wollen wir unser Geld hin 
investieren. Und in zwei Jahren, wenn der 
nächste Bericht kommt, sehen wir, ob es etwas 
geholfen hat. Das heißt, es ist auch ein Effizienz- 
instrument. Das wäre ebenfalls ein wichtiger Bau-
stein in diesem Gesamtkonzept, flankierend zum 
Bundesverkehrswegeplan. Soweit in Kürze, wie 
wir uns das vorstellen könnten. 

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Hailer! Jetzt hat 
Frau Kollegin Wilms noch eine weitere Frage. 

Abg. Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nur ganz kurz. Also Sie rennen da bei mir 
offene Türen ein, Herr Hailer. Bloß, wir müssen 



  

 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 16. Sitzung 
vom 6. Oktober 2014 

Seite 23 von 25 

 
 

uns darüber im Klaren sein, das ist ein kompletter 
Systemwechsel. Weg von der lokalen Wunsch-
liste, hin zu einem wirklichen Netzkonzept, das 
in ein Europasystem reinpasst.  

Thomas Hailer (Deutsches Verkehrsforum): Des-
wegen hatte ich das ja 2011 schon gesagt und 
nicht heute. Jetzt ist das System erstmal fortge-
schrieben. 2011 war der Systemwechsel noch 
evtl. vorne dran. 

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Lühmann, 
bitte.  

Abg. Kirsten Lühmann (SPD): Ich habe eine Frage 
an Herrn Korn. Sie haben vorhin gesagt, dass es 
zwei Modelle gibt, wie man die Maut berechnen 
kann. Ich habe es mir nicht aufgeschrieben, ich 
habe nur im Kopf, das eine war das fiskalische 
und das andere irgendwas mit soziologisch oder 
so ähnlich. Meine Frage war: Sind das die glei-
chen, die Herr Rasmussen beschrieben hat? Er hat 
sie auch inhaltlich erläutert. Also einmal das his-
torische und einmal das aktuelle, synthetische. 
Wenn die gleich sind, würde mir das deutlich 
helfen.  

Die zweite Frage ist: Sie haben gesagt, beide ha-
ben Nachteile. Sie hätten sich dann, also in Ihrem 
Institut, für den Weg entschieden, es über die 
Herstellungskosten zum jetzigen Zeitpunkt zu 
machen. Das Ministerium hat Ihnen ja den Auf-
trag gegeben. Also meine Frage ist: Haben Sie das 
entschieden? Hat das Ministerium das entschie-
den? Haben Sie dem Ministerium vorgestellt, wel-
che prognostischen Ergebnisse bei dem anderen 
Rechnungsweg rausgekommen wären? Und wenn 
Sie das getan haben, könnten Sie es uns bitte 
auch sagen? 

Vorsitzender: Herr Korn bitte, zwei Fragen. 

Michael Korn (Alfen Consult): Zunächst zur  
ersten Frage. Nein, es meint nicht die gleichen 
Dinge. Zum einen gibt es unterschiedliche Bewer-
tungsverfahren für das Anlagevermögen. Das ist 
die synthetische Methode oder die Methode auf 
Basis von kumulierten Anschaffungspreisen, also 
das, was Sie mal historisch bezahlt haben für ihr 
Anlagevermögen, dass Sie das kumulieren und zu 
heutigen Preisen ausweisen. Die synthetische  
Methode ist das, was wir verwendet haben. Dafür 

haben wir ein Anlageregister erstellt, also: wieviel 
Kilometer Straßen haben wir, was haben wir für 
Ausstattung usw. und haben das mit Wiederbe-
schaffungspreisen – also heutigen Preisen – mul-
tipliziert und kommen damit auf unser Anlage-
vermögen. Das sind die zwei Systeme, die Herr 
Rasmussen dargestellt hat. Da haben wir – wie ge-
sagt – die synthetische Methode verwendet, die 
auch in den vorangegangenen zwei Gutachten 
verwendet wurden. Dies hat im Wesentlichen den 
Vorteil, dass man hier auch Anlagen getrennt, 
also den Oberbau zum Beispiel getrennt von der 
Brücke behandeln kann und insofern wieder eine 
Allokation vornehmen kann auf die jeweiligen 
Nutzer, die diese einzelnen Elemente unter-
schiedlich abnutzen. Das war für uns eines der 
wesentlichen Kriterien. Als zweites Kriterium, 
nicht minder wichtig, dass dafür die Daten vorlie-
gen, während für diese kumulierten Anschaf-
fungskosten, uns eben kein ausreichender Daten-
satz zur Verfügung steht. Wir haben diese beiden 
Systeme selbstverständlich im Verkehrsministe-
rium vorgestellt und es auch abgestimmt, was 
hier der richtige Ansatz für die Wegekosten sein 
soll.  

Das was ich vorhin dargestellt habe, bezog sich 
auf die Ermittlung des richtigen Zinssatzes, der 
zur Ermittlung der Kapitalkosten herangezogen 
wird. Hier gibt es die soziale Zeitpräferenzrate, 
die im Wesentlichen ausdrückt: ist der heutige 
Konsum, den wir tätigen, für uns mehr wert als 
der zukünftige Konsum, den wir tätigen? Oder an-
dersherum gesagt, wenn wir heute auf Konsum 
verzichten, was wäre da – sozusagen – die Ren-
dite, die wir erwarten würden, wenn wir dann zu-
künftigen Konsum tätigen. Die soziale Zeitpräfe-
renzrate wird genutzt, um Kosten-Nutzen-Analy-
sen zu erstellen, um festzulegen welches Projekt 
jetzt vorrangig gegenüber einem anderen Projekt 
getätigt werden sollte. Also in unserem Bundes-
verkehrswegeplan, in der Methodik, wird die so-
ziale Zeitpräferenzrate genutzt. Das wurde aktuell 
auch von Herrn Beckers und einem weiteren 
Team von Wissenschaftlern neu ermittelt. Wir ha-
ben die kapitalmarktorientierte Zinsfestsetzung 
genutzt, in dem wir uns nämlich die tatsächli-
chen Kapitalkosten angeschaut haben, die der 
Bund zum Beispiel über solche mittelfristigen  
risikolosen Bundeswertpapiere am Kapitalmarkt 
hätte. Das liegt unseren Berechnungen zugrunde, 
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weil es für die Frage der Wegekosten – also wel-
che Opportunität hätte ich denn, oder mit wel-
chen Konditionen können denn die Mittel woan-
ders verwendet werden? – der richtige Ansatz aus 
unserer Sicht ist. Auch das haben wir natürlich 
abgestimmt mit dem Ministerium, haben die bei-
den Ansätze vorgetragen. Wir haben auch in un-
serem Gutachten eine entsprechende Berechnung 
beider Ansätze vorgenommen, die in etwa zu glei-
chen Ergebnissen kommen. Insofern kann man 
durchaus sagen, diese sind, gerade in der jetzigen 
Situation, miteinander auch von der Höhe der 
Zinssätze her vergleichbar, was nicht immer der 
Fall sein muss. Das kann man durchaus so sagen.  

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Korn! Dann kann 
man feststellen, dass sich das Nachlesen lohnen 
wird. Das war – glaube ich – eine hoch interes-
sante Anhörung. Ich bedanke mich recht herzlich 

bei Ihnen für das Kommen. Ich hoffe, Sie kom-
men alle gut nach Hause. Wir sind ein wenig über 
der Zeit, aber ich glaube, noch im Rahmen. Damit 
ist die Anhörung geschlossen. Wir sehen uns wie-
der am Mittwochmorgen im Ausschuss. Schönen 
Abend. 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Schluss der Sitzung: 19.31 Uhr 
 
 
 
Martin Burkert, MdB 
Vorsitzender 
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Berlin, den 30. September 2014 

 

Prof. Dr. Thorsten Beckers1 

Technische Universität Berlin, Fachgebiet Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik (WIP),  

Arbeitsgruppe Infrastrukturökonomie und -management (derzeit beurlaubt) 

sowie Deutsches Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung Speyer (FÖV) 

 

Stellungnahme im Rahmen der öffentlichen Anhörung im Deutschen Bundestag 

(Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur) am 06.10.2014  

zum Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Zweiten Gesetzes zur Änderung  

des Bundesfernstraßenmautgesetzes (Drucksache 18/2444)2 

 

 Die zukünftigen Sätze für die LKW-Maut, die mit der Gesetzesänderung beschlossen und dann ab 

2015 erhoben werden sollen, sind unter Berücksichtigung der Ergebnisse einer Berechnung der 

Wegekosten im Auftrag des Bundesverkehrsministeriums durch das Konsortium Alfen Consult / 

Aviso / Universität Münster-IVM (Prof. Hartwig et al.) festgesetzt worden. Für die Berechnung von 

Wegekosten gibt es verschiedene methodische Ansätze3, denen in der Wissenschaft unterschied-

liche Vor- und Nachteile zugesprochen werden. Die Ergebnisse der Berechnung des o.g. Gut-

achterkonsortiums sind nach meiner Einschätzung vertretbar. Durch eine andere Vorgehensweise 

wäre es wohl auch auf eine vertretbare Weise möglich gewesen, geringfügig höhere Wegekosten 

zu ermitteln Diese Ergebnisse würden dann allerdings als angreifbarer einzuschätzen sein. Die 

Ermittlung geringerer Wegekosten wäre ebenfalls und auf vergleichsweise vielen Wegen (insbe-

sondere bei Rückgriff auf die Perpetual Inventory Method) möglich gewesen. 

 Es ist sinnvoll, dass auf europäischer Ebene Vorgaben hinsichtlich der maximalen Mautsätze 

bestehen, die auf für den Fernverkehr bedeutsamen (Fern-)Straßen erhoben werden dürfen. 

Damit wird „Wegelagerei“ verhindert und Koordinationsproblemen zwischen Staaten bei der 

Mautfestsetzung entgegengewirkt. Die entsprechenden Vorgaben in der Richtlinie 1999/62/EG 

verweisen auf die Wegekosten bei der Festsetzung einer Obergrenze für Mautsätze. Wie im 

                                                      

1 Kontaktdaten von Thorsten Beckers: Tel.: 030-314-23243 / 0163-8479465; E-Mail: tb@wip.tu-berlin.de und 
beckers@foev-speyer.de. 
2 Im Hinblick auf die Erstellung dieser Stellungnahme habe ich mich mit Prof. Dr. Gernot Liedtke (DLR / TU Berlin) 
und Dr. Heike Link (DIW Berlin) ausgetauscht und von diesen wertvolle Hinweise erhalten. Hierfür möchte ich 
mich an dieser Stelle nochmals bedanken. Weiterhin möchte ich mich bei Dr. Martin Winter (TU Berlin - WIP) und 
Tim Becker (TU Berlin - WIP) bedanken, die mit mir bei der Erstellung dieser Stellungnahme zusammengearbei-
tet haben. 
3 Vgl. dazu z.B. die Unterlagen zu dem von Dr. Heike Link am 27. Juni 2014 in Berlin auf der Konferenz 
„Verkehrsökonomik und -politik“ gehaltenen Vortrag „Ein Überblick zu methodischen Fragen der Wegekostener-
mittlung“ 
(http://www.verkehrskonferenz.de/fileadmin/archiv/konferenz_2014/Papers/Link_Ueberblick_zu_methodischen_Fr
agen_der_Wegekostenrechnung.pdf). 
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vorangegangenen Punkt erläutert, besteht kein Konsens hinsichtlich der Methodik für die Ermitt-

lung von Wegekosten, und auch die europäischen Vorgaben führen nicht dazu, dass nur ein Weg 

zur Ermittlung von Wegekosten im Hinblick auf die Ermittlung von Mautobergrenzen beschritten 

werden kann. Auch weitere Faktoren, wie z.B. die Altersstruktur eines Straßennetzes oder 

Zinsentwicklungen an den Kapitalmärkten, können dazu führen, dass bei der Kalkulation von 

Wegekosten zu unterschiedlichen (aber nicht unbedingt weit auseinanderliegenden) Zeitpunkten 

(mehr oder weniger) voneinander abweichende Ergebnisse erzielt werden können.   

Von einer Maut gehen Lenkungswirkungen aus, weshalb eine Maut von der Politik im Hinblick auf 

die Erreichung umwelt- und verkehrspolitische Ziele eingesetzt werden kann. Schwankungen der 

Mautsätze, die in keinen Zusammenhang mit umwelt- und verkehrspolitischen Zielen stehen und 

vielmehr durch schwankende Ergebnisse von Wegekostenberechnungen bedingt sind, wirken im 

Hinblick auf die Erreichung der entsprechenden politischen Ziele grundsätzlich kontraproduktiv. 

Sofern Mauteinnahmen – wie in Deutschland praktiziert – in Finanzierungsregime für die Ver-

kehrsinfrastruktur eingebunden sind, gehen derartig schwankende Ergebnisse von Wegekosten-

berechnungen ebenfalls grundsätzlich mit Nachteilen einher.   

Vor diesem Hintergrund ist zu empfehlen, dass von deutscher Seite versucht wird auf der 

europäischen Ebene darauf hinzuwirken, dass eine Diskussion über die Weiterentwicklung der 

Vorgaben hinsichtlich der maximalen Mautsätze erfolgt, die in der EU auf für den Fernverkehr 

bedeutsamen (Fern-)Straßen erhoben werden dürfen. In diesem Zusammenhang wäre auch zu 

thematisieren, dass grundsätzliche Überlegungen der Europäischen Kommission  

o (i) zur auf eine Erzielung effizienzfördernder Lenkungswirkungen ausgerichtete Be-

preisung von Verkehrsinfrastrukturen („Soziale Grenzkosten“),  

o (ii) zur Finanzierung von Verkehrsinfrastrukturen (z.B. „Nutzerfinanzierung“, wofür im 

Übrigen verschiedene Definitionen existieren) und  

o (iii) zu den Vorgaben hinsichtlich der Ermittlung von Mautobergrenzen (an Durch-

schnittskosten orientierte Bepreisung unter Berücksichtigung von „Wegekosten“ [sie-

he oben] sowie – neuerdings – auch die Möglichkeit zur Berücksichtigung von exter-

nen Umweltkosten des Verkehrs [Luftschadstoffe und Lärm] in einem jedoch durch 

absolute Vorgaben recht begrenzten Ausmaß)  

nicht oder nur begrenzt miteinander kompatibel sind.  

 Im Hinblick auf die Organisation der Kalkulation von Wegekosten für das Bundesfernstraßennetz 

ist zu empfehlen, dass Reformen in Betracht gezogen werden. Hierbei sollten auch die (grund-

sätzlich als positiv einzuordnenden) Erfahrungen aus der Schweiz berücksichtigt werden. Bei-

spielsweise könnten Aufgaben des Datenmanagements umfangreich von einer öffentlichen Stelle 

wahrgenommen werden. Einzelne methodische Grundsatzfragen könnten z.B. – beaufsichtigt und 

begleitet durch das Bundesverkehrsministerium und eine dieses unterstützende Expertenkommis-

sion – von Wissenschaftlern untersucht werden, die ggf. im Einzelfall entsprechend beauftragt 

werden. Ggf. könnten auch mehrere Berechnungswege für die Wegekosten definiert werden, die 

dann stets parallel durchgeführt werden, womit der Politik die Bandbreite der Ergebnisse transpa-

rent dargelegt werden kann. Die Berechnung der Wegekosten zu einzelnen Zeitpunkten könnte 

vom Bundesverkehrsministerium ebenfalls relativ unkompliziert beauftragt werden.  
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Schriftliche Stellungnahme 
 

Öffentliche Anhörung  
des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruk tur am 6. Oktober 2014 

zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des  Bundesfernstraßenmautgeset-
zes  

 
Thomas Hailer, Geschäftsführer Deutsches Verkehrsfo rum e.V. 

 
 
Vorbemerkung 
 
Das Deutsche Verkehrsforum (DVF) tritt für ein umfassendes Konzept zur Finanzierung der 
Verkehrsinfrastruktur ein und hat dazu in seinem „Zukunftsprogramm Verkehrsinfrastruktur“ 
(http://www.verkehrsforum.de/positionen.html) einen gangbaren Weg aufgezeigt. 
Die Nutzerfinanzierung ist eine Komponente dieses Konzepts, aber nicht die einzige.  
Über Mautgebühren leistet der Lkw seit Jahren seinen Beitrag zur Finanzierung der Verkehrs-
wege. Dieser Beitrag darf nicht überstrapaziert werden. Um den Logistikstandort Deutschland 
und die Wettbewerbsfähigkeit der Straßentransportunternehmen nicht zu schwächen, ist eine 
faire, EU-rechtskonforme Anlastung der Infrastrukturkosten beim Lkw geboten. Die Grundlage 
dafür bietet das so genannte Wegekostengutachten, das nach 2002 und 2007 nun am 25. 
März 2014 erneut vorgelegt wurde. 
Auf Grundlage dieser neuen Wegekostenrechnung ist eine Anpassung der Mautsätze nötig, 
die Interpretationsspielräume dürfen jedoch dabei nicht so weit ausgereizt werden, dass die 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Straßengüterverkehrsgewerbes gefähr-
det wird.  
Das zweite Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes sieht die Anlastung 
der Infrastrukturkosten gemäß der EU-Wegekostenrichtlinie vor. Die Mautsätze sollen im We-
sentlichen aufgrund deutlich niedrigerer Zinskosten gesenkt werden. Zwar sind die Eckpunkte 
des Anhangs III der EU-Richtlinie 1999/62 zur Berechnung der Wegekosten für Deutschland 
nicht verpflichtend, doch orientiert sich die Methodik des Wegekostengutachtens 2014 be-
wusst an diesen Eckpunkten. Es stellt sich die Frage, ob dies auch in Zukunft ein gangbarer 
Weg ist, da Hoch- und Niedrigzinsphasen zu Verzerrungen bei den Mautsätzen führen. Eine 
Möglichkeit wäre, den Faktor „nachholende Sanierung“ stärker zu berücksichtigen und im Ge-
genzug das Gewicht der Kapitalkosten zu reduzieren. Doch auch eine solche Methodik bietet 
keine Garantie dafür, dass Schwankungen der abgeleiteten Mautsätze künftig gänzlich ver-
mieden werden.  
Die Anlastung der externen Kosten bleibt in der Höhe und im Umfang strittig. Daran ändert 
auch die geplante Anlastung der externen Kosten im Rahmen des Zweites Gesetz zur Ände-
rung des Bundesfernstraßenmautgesetzes nichts. 
Bei der Diskussion über die adäquaten Mautsätze aufgrund von Wegekosten und externe Kos-
ten müssen zwei unabdingbare Voraussetzungen stets beachtet werden, ohne die der Beitrag 
der Nutzer zur Infrastrukturfinanzierung ins Leere laufen würde: 

• Zweckbindung der Einnahmen aus Nutzergebühren für den Verkehrssektor und 
• Zusätzlichkeit der Einnahmen aus Nutzergebühren zur Haushaltsfinanzierung des 

Bundes. 
  

verlietzma
Textfeld
Deutscher Bundestag

Ausschuss für Verkehr
und digitale Infrastruktur

Ausschussdrucksache

18(15)115-B(neu)
Stellungnahme zur Öffentl. Anhörung am 06.10.2014


verlietzma
Textfeld
Seite 28




 

2 
 

Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßenma utgesetzes 
 
Die Wegekostenanlastung auf gutachterlicher Grundlage führt im Ergebnis zu geringeren 
Mautsätzen – im Wesentlichen aufgrund deutlich gesunkener Zinskosten. Um die dadurch ent-
standene Mautlücke teilweise auszugleichen, sollen nun die externen Kosten aus Luftver-
schmutzung angelastet werden. 
Positiv  aus der Gesamtbetrachtung des Verkehrssektors ist, dass  

• der Vorteil der geringeren Zinskosten des Bundes durch abgesenkte Mautsätze an die 
Nutzer weitergegeben wird. 

• eine neue günstigere Mautkategorie für Lkw der Euro-Klasse VI eingeführt wurde, die 
einen wichtigen Anreiz für den Einsatz schadstoffarmer Fahrzeuge darstellt. Diese 
Maßnahme wird eine deutliche ökologische Wirkung entfalten. Denn die Entwicklung 
der vergangenen Jahre zeigt, dass die Unternehmen bei entsprechenden Anreizen in 
den allermeisten Fällen in modernste umweltfreundliche Technologien investieren.  

• der Mautteilsatz für die Infrastrukturkosten je Kilometer einheitlich auf die mautpflichti-
gen Bundesautobahnen und vierspurigen Bundesstraßen angewandt wird, um die in 
Deutschland ansässigen Logistikunternehmen im internationalen Wettbewerb nicht zu 
benachteiligen. Sollte die Bundesregierung die geplante Ausweitung der Lkw-Maut auf 
alle Bundesstraßen umsetzen, ist zu klären, ob der einheitlichen Mautteilsatz für die 
Infrastrukturkosten auf Bundesautobahnen und Bundesstraßen weiterhin mit dem EU-
Recht vereinbar ist. Aus Sicht der Verkehrswirtschaft wäre die Beibehaltung des ein-
heitlichen Mautteilsatzes dringend geboten. 
 

Kritisch  sieht das Deutsche Verkehrsforum, dass  

• externe Kosten angelastet werden, obwohl keine allgemein anerkannte wissenschaft-
liche Basis und erst recht kein Konsens hinsichtlich der Höhe und des Umfangs der 
anzulastenden Kosten besteht. Dies gilt sowohl für die externen Kosten durch Luftver-
schmutzung wie auch für Lärmbelästigung.  

• die Anlastung der externen Kosten faktisch zum Ausgleich von Einnahmeausfällen für 
die Verkehrsinfrastruktur eingeführt wurde. Dieser Schritt öffnet die Tür zu einer will-
kürlichen Verteuerung des Straßengütertransports. 

• die Anlastung der externen Kosten nicht mit dem Zweck des Mautsystems überein-
stimmt. Das Mautsystem wurde zum Zweck der Finanzierung von Verkehrswegen ein-
geführt und basiert daher auf den Infrastrukturkosten. Eine ökologische Steuerungs-
funktion wurde durch die Differenzierung der Mautsätze nach Schadstoffklassen er-
reicht.  

• die Verwendung der Einnahmen aus der Anlastung der externen Kosten nicht geklärt 
ist. Wenn externe Kosten angelastet werden, müssen die Einnahmen daraus dem Sek-
tor zu Gute kommen, um die negativen externen Effekte des Verkehrs – bevorzugt an 
der Quelle – zu minimieren.  

• die direkte und vollständige Zweckbindung sowie die Zusätzlichkeit der Mauteinnah-
men für den Verkehrssektor bisher nicht umgesetzt wurde. 

 
Die Nutzerfinanzierung kann ihre positive Wirkung auf der Einnahmenseite nur entfalten, wenn 
die öffentliche Hand ihre Investitionen nicht im gleichen Zug absenkt, so wie es seinerzeit bei 
der Einführung der Lkw-Maut der Fall war. Die Zusätzlichkeit der Mauteinnahmen zu den Steu-
ermitteln ist und bleibt die unabdingbare Voraussetzung für die Akzeptanz der Nutzerfinanzie-
rung.  
Um zu gewährleisten, dass die Nutzerfinanzierung zu einer auskömmlichen verstetigten Fi-
nanzierung der Verkehrsinfrastruktur auf hohem Niveau beitragen kann, ist auch die dauer-
hafte und zugriffssichere Zweckbindung der Einnahmen von größter Bedeutung. Mit dem Titel 
„Mautfinanzierung“ im Einzelplan 12 des Bundeshaushalts wurde dazu für den Straßenverkehr 
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ein erster Schritt in der vergangenen Legislaturperiode gemacht. Dieser Kurs muss beibehal-
ten werden. Notwendig ist eine stabile direkte und vollständige Zweckbindung der Mautein-
nahmen „on top“ zu den Investitionsmitteln des Bundes. 
 
Einordnung in Gesamtkonzept zur Verkehrsinfrastrukt urfinanzierung 
 
Generell muss bei der Debatte um Nutzerfinanzierung immer bedacht werden, dass sie nur 
ein Baustein eines umfassenden Konzepts zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur ist.  
Investitionsmittel für die Verkehrswege können nicht allein vom Nutzer kommen. Zu allererst 
steht die öffentliche Hand in der Pflicht, für zukunftsfähige Verkehrswege zu sorgen. Positiv zu 
werten ist in diesem Zusammenhang, dass der Bund die verbleibende Mautlücke von 
460 Mio.  EUR ausgleichen will. Auch die im Koalitionsvertrag festgeschriebenen 5 Mrd. EUR 
zusätzliche Investitionsmittel für Verkehrsinfrastruktur über diese Legislaturperiode hinweg 
sind ein erster Schritt in die richtige Richtung.  
Um zu gewährleisten, dass Steuermittel und Nutzerfinanzierung effizient in den Erhalt, Aus- 
und Neubau von Verkehrswegen investiert werden können, muss der Bund  

• die Möglichkeit der mehrjährigen Durchfinanzierung von Projekten durch geeignete In-
strumente und Mechanismen schaffen und 

• eine stringente Priorisierung der wichtigsten Projekte für das Gesamtnetz in Deutsch-
land vornehmen.  

Ein stimmiges Konzept zur zukunftsfähigen Gestaltung und Finanzierung der Verkehrsnetze 
in Deutschland muss somit auf folgenden drei Säulen ruhen: 
 
1. Stringente Priorisierung  

 
Notwendige Reformschritte dafür sind: 

• Die Erstellung einer gesicherten Datengrundlage durch einen regelmäßigen Verkehrs-
infrastrukturbericht der Bundesregierung, der den Netzzustand dokumentiert, 
Schwachstellen identifiziert und ein politisch gewünschtes Qualitätsniveau festlegt. Die 
Arbeiten an diesem – im Koalitionsvertrag vorgesehenen – Bericht müssen nun zügig 
voranschreiten, damit die erste Ausgabe noch in 2015 vorliegt. 

• Die Etablierung eines belastbaren Bundesverkehrswegeplans 2015 mit klaren Prioritä-
ten und einer starken Bundeskompetenz. Die vom Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur (BMVI) vorgesehenen Ansätze einer neuen Kategorie „Vordringli-
cher Bedarf Plus“ (VB+) und eines „Nationale Prioritätenkonzepts“ müssen konsequent 
verfolgt und umgesetzt werden. Außerdem ist der Bundesverkehrswegeplan grund-
sätzlich mit einem tragfähigen Finanzierungskonzept zu unterlegen. 

 
2. Effiziente Finanzierung  
  

Notwendige Reformschritte dafür sind:  

• Geeignete Instrumente der Doppik auch bei den Investitionen der öffentlichen Hand 
nutzen. Investitionen, Abschreibungen und Betriebskosten in den öffentlichen Haus-
halten können dadurch verknüpft werden und so den Werteverzehr der Verkehrsinfra-
struktur transparent machen. Auf diese Weise kann der Lebenszyklusansatz genutzt 
werden, um optimale Investitionszeitpunkte zu bestimmen. 

• Rasch Instrumente schaffen, um die Investitionsmittel für Erhalt, Aus- und Neubau der 
Verkehrsinfrastruktur langfristig und überjährig festzuschreiben. Denkbare Instrumente 
sind ein Sondervermögen des Bundes oder verkehrsträgerbezogene Fonds, die aus 
dem Bundeshaushalt und den Einnahmen aus der Nutzerfinanzierung gespeist wer-
den. Die von der Bundesregierung bereits etablierte Überjährigkeit ist ein erster Schritt 
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in diese Richtung, echte Mehrjährigkeit der Mittelverwendung muss jedoch noch ge-
schaffen werden. 

• Die bereits bei der Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft (VIFG) vorhandenen 
Werkzeuge zur Bewirtschaftung der Mittel aus der Lkw-Maut können auch für die Be-
wirtschaftung konventioneller Haushaltsmittel eingesetzt werden. Durch das von der 
VIFG entwickelte Finanzmanagementsystem ist eine projektgenaue und damit trans-
parente und effiziente Steuerung bei der Mittelverwendung möglich. 

• Generell sollten die Kompetenzen zur Planung, Bewirtschaftung und zum Controlling 
überregionaler Verkehrsinfrastrukturprojekte in einer Verkehrsinfrastruktur-Manage-
mentgesellschaft des Bundes schrittweise zusammengeführt werden. 

• Privates Kapital und Vorteile von ÖPP-Projekten stärker für Investitionen in Verkehrs-
wege nutzen. Dazu ist ÖPP immer fair als Alternative zur herkömmlichen Beschaffung 
zu prüfen.  

 
3. Mehr Investitionen 

 
• Der Investitionsanteil des Bundeshaushalts für Verkehrswege (derzeit ca. 9,6 %) muss 

erhöht werden. Denn allein der Nachholbedarf bei Erhaltung der Bundesverkehrswege 
liegt bei ca. 3,2 Mrd. EUR jährlich – für Länder und Kommunen kommen nochmals ca. 
4 Mrd. EUR hinzu. 

• Notwendig ist ein auf mindestens zehn Jahre angelegtes Investitionsprogramm für den 
Erhalt, Aus- und Neubau der Verkehrswege. Dafür müssten die Bundesmittel für die 
Verkehrswege von derzeit ca. 10,8 Mrd. EUR auf ca. 15 Mrd. EUR jährlich aufgestockt 
werden. 

• Spielräume dafür sind im Bundeshaushalt vorhanden. Die mittelfristige Finanzplanung 
sieht nach Erreichen der „schwarzen Null“ in den Jahren 2015 bis 2018 zusätzliche 
Steuereinnahmen in Höhe von durchschnittlich 11,1 Mrd. EUR pro Jahr vor. Davon 
sind im Durchschnitt nur 350 Mio. EUR pro Jahr für Investitionen eingeplant. Das ist zu 
wenig. Von den zusätzlichen Steuereinnahmen muss ein wesentlich höherer Teil für 
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur verwendet werden. 

 

1. Oktober 2014 
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Deutscher Bundestag

Ausschuss für Verkehr und digitale lnfrastruktur
Sekretariat
Platz der Republik 1

1 101 1 Berlin

Betreff: Öffentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Bundesfern-

straßenmautgesetzes, BT-Drucksache 1812444

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

sehr geehrte Damen und Herren,

der Unterzeichner wurde gebeten, zu dem oben genannten Gesetzesentwurf der Bundesregierung

Stellung zu nehmen und bei der Anhörung im Ausschuss für Verkehr und digitale lnfrastruktur als

Experte zur Verfügung zu stehen.

Der Unterzeichner ist Prokurist bei der Alfen Consult GmbH, Weimar und Projektleiter für die Erstel-

lung des Gutachtens ,,Berechnung der Wegekosten für das Bundesfernstraßennetz sowie der exter-

nen Kosten nach Maßgabe der Richtlinie 19991621EG für die Jahre 2013 bis 2017" im Auftrag des

Bundesministeriums für Verkehr und digitale lnfrastruktur (Wegekostengutachten 2013). Das Gutach-

ten wurde von der Alfen Consult GmbH in Kooperation mit der AVISO GmbH Aachen und dem lnstitut

für Verkehrswissenschaft (lVM) der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster erstellt und im März

2014 veröffentlicht.

Die im Gesetzesentwurf der Bundesregierung unter Ziffer 4 dargestellten Mautsätze sowie die in der

Gesetzesbegründung Zifler 3 benannten Einnahmen für die Jahre 2015 bis 2017 basieren auf den im

Wegekostengutachten 2013 ermittelten Ergebnissen und den dafür genutzten Grundlagen. Die Gut-

achter haben die entsprechenden Berechnungen im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr und

dig itale I nfrastruktur durchgeführt.

Der Gesetzesentwurf steht somit im Einklang mit dem Wegekostengutachten 2013 und den dafür

genutzten Grundlagen.

Mit freundlichen Grüßen

Geschäftsführender GesellschafterIr
I I Prof. Dr.Jng, Dipl.-Wirtsch.-lng.

I I Hans Wilhelm Alfen

fl Handelsregister

I I HRB 11321e

I I Amtsgencht Jena

I I ust-lD DE 2358353s6

f--l Bankverbindung

I I sK Minerrhüringen

| | IBAN DE7582os1oooo35ooo2720
I -_,1 erc HELADEFIwEM

Afen Cdhsult Gm
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BUND-Stellungnahme zum Entwurf des Bundesfernstraßenmautgesetzes  (Anhörung am 6.10.14) 2

(1.) Grundsätzlich ist die Lkw-Maut in Deutschland ein erfolgreiches Modell zur gerechten 
Anlastung von Wegekosten, zur Refinanzierung von Infrastrukturinvestitionen und zur Erzielung 
ökologischer Effekte (Minderung von Schadstoffen, in geringerem Maße auch Minderung von 
Treibhausgasen). Die jetzt im Entwurf des Bundesfernstraßenmautgesetzes vorgeschlagene Ab-
senkung der Mautsätze auf Autobahnen und bemauteten Bundesstraßen ist europarechtlich 
geboten. Zugleich müssen aber bei diesem Schritt der Weiterentwicklung der Lkw-Maut Ant-
worten auf dringende Fragen gegeben werden: Welchen Beitrag soll die Lkw-Maut und ihre  
Ausweitung auf weitere Straßenkategorien zur Lösung der Sanierungs- und Erhaltungsprobleme 
der Verkehrsinfrastruktur in Deutschland sowie zur Lösung der Stau- und Umweltprobleme leis-
ten? Ein Maut-Gesamtkonzept der Bundesregierung ist aber nicht einmal in Ansätzen erkennbar.  
 

(2.) Das Gesamtziel der EU-Wegekostenrichtlinie in der Fassung des Jahres 2011 ist die För-
derung des nachhaltigen Verkehrs als zentrales Element der gemeinsamen Verkehrspolitik (erster 
Erwägungsrund). Im Einzelnen geht es darum „den Beitrag des Verkehrssektors zum Klimawan-
del … Staus, Luftverschmutzung und Lärmbelastung, die  Gesundheits- und Umweltschäden 
verursachen“, zu reduzieren. Die Einbeziehung, Internalisierung der externen Kosten ist hierfür 
ein entscheidender Schritt.  
 
      
(3.) Senkung der Mautsätze: Einerseits geht es in dem Gesetzesvorhaben um die Anpassung 
der Mautsätze an die nach den Vorgaben der EU-Wegekostenrichtlinie wissenschaftlich ermit-
telten Ergebnisse des Wegekostengutachtens 2013 bis 2017. Letzteres führt wegen der niedrige-
ren Zinssätze, die neben den Abschreibungen als Teil der Kapitalkosten einzurechnen sind, zu 
einer verkehrspolitisch problematischen Absenkung der durchschnittlichen gewogenen Mautsät-
ze auf Autobahnen, indirekt auch zu einer geringeren Spreizung der Mautsätze bei der Differen-
zierung zwischen den Emissionsklassen im Vergleich zur bisherigen Regelung. Die niedrigeren 
Mautsätze werden den Trend zur Erhöhung der Transportweiten und der ohnehin stark wach-
senden Transitströme weiter verstärken. Jedenfalls bieten sie keine Anreize für eine nachhaltige-
re Entwicklung im Verkehr. Allerdings folgt es der Logik der EU-Wegekostenrichtlinie, bei einer 
Differenzierung der Anlastung der externen Kosten nach Emissionsklassen auf eine weitere Staf-
felung innerhalb des Wegekostenanteils der Mautsätze zu verzichten.  
 
(4.) Die geringeren Gesamteinnahmen wegen niedrigerer Zinssätze können durch die erstma-
lige Einbeziehung externer Kosten nicht kompensiert werden. Es bleibt bei Mindereinnahmen bis 
2017 von fast 0,5 Milliarden Euro. Die Probleme der Sanierung der Brücken und des Substanzer-
halts des Fernstraßennetzes bleiben in dieser Legislatur ungelöst. Ein umfassendes Programm 
der Brückensanierung müsste aber rasch aufgelegt werden, um einen ausreichenden Planungs-
vorlauf zu sichern und eine Sanierung besonders gefährdeter Brücken bis 2020 durchzuführen. 
7,2 Milliarden Euro werden laut Bericht der Daehre-Kommission pro Jahr in den nächsten 15 
Jahren für Sanierung und Erhalt aller Verkehrsträger in ganz Deutschland gebraucht. Dabei dürf-
te es sich um einen Mindestbetrag handeln. Daher wäre eine möglichst rasche Ausweitung der 
Lkw-Maut auf alle Straßen sinnvoll und ein weiterer Schritt zur Absenkung der bemauteten Ge-
wichte auf 3,5 t zGG. Dafür wird ein neues, leistungsfähiges Erfassungssystem benötigt. Flankie-
rend zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes müssen dafür entsprechende Vorberei-
tungen getroffen werden. Die gerade getätigte Verlängerung des Vertrags mit Toll Collect bis 
2018 gefährdet jedoch die Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Straßen.   
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BUND-Stellungnahme zum Entwurf des Bundesfernstraßenmautgesetzes  (Anhörung am 6.10.14) 3

(5.) Die Anwendung einheitlicher Sätze BAB und Bundesstraßen ist zu begrüßen, um zu hohe 
Mautsätze auf Bundesstraßen und entsprechende Ausweichverkehre zu vermeiden. 
 
(6.) Die Einbeziehung der Luftschadstoffkosten und die Einführung einer neuen Kategorie 
Euro VI ist zu begrüßen. Diese Kategorie A wird im Rahmen der Anlastung externer Kosten ein-
gerichtet. Sie hat damit, wie gezeigt, allerdings deutlich geringere Differenzierungswirkungen 
als die Anrechnung der Emissionsklassen bei den Infrastrukturkosten bisher. 
Aufgrund der europarechtlich vorgegebenen Höchstsätze können diese Kosten der Luftreinhal-
tung leider nur sehr unzureichend abgebildet werden.  Nur ein Bruchteil der im Wegekostengut-
achten ermittelten externen Kosten der Luftschadstoffe können tatsächlich in die Maut einbe-
zogen werden. Die Höchstsätze der EU-Richtlinie 2011/76/EU zur Anlastung der externen Kosten 
in die Maut wirken daher als Kappungsgrenze (vgl. das folgende Diagramm aus dem Wegekos-
tengutachten 2013, S. 160). Deshalb bleiben ökologischen Lenkungswirkungen dieser Einbezie-
hung eher gering. Die Bundesregierung sollte sich daher für eine Revision der EU-
Wegekostenrichtlinie einsetzen, die die volle Einbeziehung der Luftschadstoffkosten ermöglicht. 
 

 
 
(7.) Verzicht auf die Anrechnung der Lärmkosten: Die Aussage des Gesetzentwurfs, dass „die 
technischen Voraussetzungen für die Anlastung der Lärmkosten nur mit einem größeren zeitli-
chen Vorlauf geschaffen werden können“ ist unbefriedigend. Die Bundesregierung sollte einen 
Termin für die Einbeziehung der Lärmkosten nennen und diese noch in dieser Legislatur umset-
zen. Daher sollte jetzt auch schon zwischen Vorstadt- und Fernstraßen unterschieden werden. 
 
(8) Eine Reform der EU-Wegekosten mit dem Ziel einer vollen Anlastung aller Umweltkosten 
ist notwendig aus Gründen des Klimaschutzes aber auch der Wettbewerbsangleichung zwischen 
den Verkehrsträgern. Die Ausblendung der Umweltkosten der Treibhausgase, Unfälle, Flächenzer-
schneidung/-verbrauch z.B. verhindern die durch die Richtlinie angestrebte Verbesserung der 
Nachhaltigkeit des Verkehrssystems. 
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(9.) Zu den Staukosten und der Einführung der im Rahmen der EU-Wegekostenrichtlinie 
möglichen Differenzierung nach Tageszeit oder Ort fehlen im Entwurf des Bundesstraßenmaut-
gesetzes jegliche Aussagen. Hier könnte ein Impuls für eine effizientere Nutzung der vorhande-
nen Infrastrukturen und zur Reduzierung von Überlastungen gesetzt werden.  
 
(10.) Die Einnahmen der Lkw-Maut sollten strikt für Sanierung und Erhalt zweckgebunden 
werden. Auch wenn die EU-Richtlinie die Möglichkeit der Verwendung der Mittel für den „Aus-
bau“ vorsieht, erscheint eine solche Zweckbindung zweifelhaft. Da die Baukosten, die laufenden 
Kosten und die Instandhaltung der Infrastruktur ohnehin in die Berechnung der Mautkosten 
einfließen, bedeutet die Verwendung der Mauteinnahmen für den Infrastrukturausbau eine 
Überförderung dieser Infrastrukturen. Zumal dadurch ein falsches Signal gegeben wird für jene 
Politiker, die sich vorzugsweise um neue Spatenstiche und Neubauprojekte kümmern – was in 
der Regel zu Lasten der Erhaltungsinvestitionen geht. Auch die zusätzlichen Haushaltsmittel für 
Verkehrsinvestitionen aus den 5 Milliarden in dieser Legislatur fließen im Fernstraßenbau zu 
zwei Drittel in Bedarfsmaßnahmen und nur zu einem Drittel in den Erhalt.   
 
Leider knüpft der Gesetzentwurf auch nicht an die Vorschläge der Daehre- und der Bodewig-
Kommission an. Die Lkw-Maut muss nach diesen Berichten Teil einer Konzeption „Verkehr finan-
ziert Verkehr“ sein, nicht „Straße finanziert Straße“. Nur im Rahmen eines effizienten Gesamt-
verkehrssystems lassen sich sowohl die Kapazitätsprobleme aller Verkehrsinfrastrukturen als 
auch die Umweltprobleme in Deutschland lösen.  Außerdem müssen alle politischen Ebenen und 
alle Baulastträger in dieses Gesamtkonzept einbezogen werden. Denn die Sanierungs- und Er-
haltungsprobleme der Länder und Kommunen sind noch deutlich größer als die des Bundes. Zu 
Recht ist die Inanspruchnahme der Gesetzgebungskompetenz des Bundes im Rahmen der kon-
kurrierenden Gesetzgebung an die Herstellung der „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ 
geknüpft. Die Anliegen der Länder und Kommunen werden allerdings nicht beachtet. 
 
 
 
Berlin, den 1. 10. 2014 
 
 
Kontakt und weitere Informationen: 
 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. (BUND) 
Bundesgeschäftsstelle 
Dr. Werner Reh 
Leiter Verkehrspolitik 
Am Köllnischen Park 1 
10179 Berlin 
Tel. (0 30) 2 75 86-435 
Fax (030)  2 75 86-440 
werner.reh@bund.net 
www.bund.net/mobilitaet 
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Stellungnahme 
 

zum „Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des  

Bundesfernstraßenmautgesetzes“ (Drucksache 18/2444) 

 

zur Öffentlichen Anhörung  

des Ausschusses für Verkehr und Digitale Infrastruktur 

des Deutschen Bundestages am 6. Oktober 2014 

 

Stefan Gerwens, Geschäftsführer 

Pro Mobilität – Initiative für Verkehrsinfrastruktur e.V.  

 

Berlin, den 2. Oktober 2014 

 

 

Pro Mobilität1 begrüßt den „Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
fernstraßenmautgesetzes“ der Bundesregierung. Die Anpassung der Sätze der Lkw-Maut 
an das Wegekostengutachten 2013 ist überfällig.  

 

I. Allgemeine Anmerkungen:  

 

(1) Die Lkw-Maut trägt seit 2005 signifikant zur Finanzierung der Fernstraßen bei und 
speist derzeit den Fernstraßenetat rund zur Hälfte. Im Hinblick auf die Akzeptanz der 
Gebührenzahler halten wir eine transparente Festlegung der Mauthöhe und die 2011 
eingeführte vollständige Zweckbindung des Aufkommens für Investitionen in Bundes-
fernstraßen für unerlässlich.  

 

(2) Die Lkw-Maut wird für die Benutzung der Autobahnen und bestimmter Bundesstraßen 
durch Nutzfahrzeuge und Nutzfahrzeugkombinationen ab 12 t zlGG erhoben. Sie ist 
ein spezifisches Entgelt für die Inanspruchnahme einer zurechenbaren Leistung. Ihrer 
Berechnung liegen Wiederbeschaffungspreise zu heutigen Standards zu Grunde. An-
gesichts des schlechten Zustands vieler Straßen und Bauwerke stellt sich zunehmend 
die Frage nach der Gegenleistung für die Entrichtung der Mautgebühr.  

 

                                                 
1 Pro Mobilität – Initiative für Verkehrsinfrastruktur e.V. setzt sich bundesweit für Mobilität und leistungsfähige, 
sichere Verkehrsnetze ein. Dabei sind die Qualität, Finanzierung und Organisation der Straßen besondere 
Schwerpunkte. Der Kreis der Mitglieder zählt rund 30 Unternehmen und Verbände aus dem In- und Ausland. 
Vertreten sind Automobilclubs, die Automobil- und Bauwirtschaft, das Güterkraftverkehrsgewerbe, Infrastruk-
turbetreiber sowie die Dienstleistungs- und Finanzwirtschaft.  
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(3) Mit einer Wegekostenrechnung weist der Staat nach, wie die Kosten verursacherge-
recht zugeordnet werden und bestimmt die maximal zu rechtfertigende Gebührenhö-
he. Eine methodisch breit akzeptierte Wegekostenrechnung ist daher ein Beitrag zu 
Transparenz und Akzeptanz.  

 

(4) In der ersten Lesung zu diesem Gesetzentwurf gab es Stimmen, die den schlechten 
Zustand des Fernstraßennetzes vor allem auf die Nutzung durch Lkw zurückführen. 
Das wirtschaftliche Wachstum der deutschen Wirtschaft in den vergangenen Jahr-
zehnten, das durch die Zunahme von Arbeitsteilung und Außenhandel im Zuge der 
europäischen Integration und der Globalisierung starke Impulse erhalten hat, wäre 
ohne eine leistungsfähige Verkehrs- und Logistikwirtschaft nicht möglich gewesen. 
Der Lkw hatte und hat hierbei eine tragende Rolle. Wohlstand und höhere Beschäfti-
gung waren Folgen, an denen der Staat durch höhere Einnahmen und geringere Aus-
gaben partizipiert hat. Veränderungen von Achslast und zulässigem Gesamtgewicht 
basierten auf politischen Entscheidungen zur Steigerung gesamtwirtschaftlicher Effizi-
enz. In seiner Infrastrukturverantwortung hätte der Bund also bei seinen Fernstraßen 
auf ein höheres Verkehrsaufkommen und eine damit verbundene kürzere Lebensdau-
er von Strecken und Bauwerken vorausschauend reagieren können und müssen. 
Dass Erhaltung nicht im erforderlichen Maße geschehen ist und geschieht, ist nicht 
dem Lkw anzulasten.  

 

(5) Starke Schwankungen der Mautsätze und/ oder des Mautaufkommens wirken 
sich unmittelbar auf die mautfinanzierten Investitionen im Fernstraßenetat aus. Ange-
sichts der großen Bedeutung der Kapitalkosten in der Wegekostenrechnung haben 
die sich wandelnden Annahmen zum Zinssatz von einer Wegekostenrechnung zur 
nächsten destabilisierende Effekte für die Infrastrukturfinanzierung gehabt. Auch in 
der Höhe warfen die unterstellten Zinssätze Fragen auf. Es fehlt Verlässlichkeit.   

 

II. Zum Gesetzentwurf  

 

(6) Wir unterstützen, dass mit dem Gesetzentwurf eine eigene Mautklasse für EURO VI-
Fahrzeuge geschaffen werden soll. Durch die Festlegung der Differenz zu anderen 
Mautklassen erhält die Wirtschaft Planungssicherheit für Investitionsentscheidungen. 

 

(7) Da das Wegekostengutachten 2013 nach Auffassung des BMVI im Jahr 2013 noch 
nicht vorlag, hat es zur Bestimmung der Mautsätze im Gesetzentwurf den Zeitraum 
2014 bis 2017 herangezogen. Die im noch laufenden Jahr 2014 vom Bund zu viel er-
zielten Einnahmen aufgrund zu hoher Mautsätze sollen mindernd bei der Bemessung 
der Mautsätze für 2015 bis 2017 berücksichtigt worden sein. Welche Mautmehrein-
nahmen 2014 das BMVI zur Verrechnung ansetzt, lässt sich aus dem Gesetzentwurf 
nicht entnehmen. Daher ist die Nachvollziehbarkeit der im Gesetzentwurf vorgeschla-
genen Mautsätze hier nicht vollständig gegeben und auch nicht aus der Wegekosten-
rechnung herleitbar. In der Antwort auf die Frage eines Abgeordneten hat die Bundes-
regierung ein Volumen von 180 Mio. Euro genannt, das 2014 zuviel entrichtet würde 
und jetzt mindernd in den Mautsätzen 2015 bis 2017 berücksichtigt worden sein soll.  
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(8) Positiv nehmen wir zur Kenntnis, dass der Gesetzentwurf einheitliche Mautsätze für 
Autobahnen und mautpflichtige Bundesstraßen vorsieht.  

Das Wegekostengutachten ermittelt die maximal möglichen Mautsätze. Durch die dort 
vorgenommene Dreiteilung nach Autobahnen, bisher mautpflichtigen Bundesstraßen 
und sonstigen Bundesstraßen in Verbindung mit der Umlage der langfristigen Durch-
schnittskosten auf die Nutzer wäre auf den mautpflichtigen Bundesstraßen ein doppelt 
so hoher Mautsatz im Vergleich zu Autobahnen zulässig.  

Gesamtwirtschaftlich könnten von einer starken Spreizung zwischen verschiedenen 
Straßenkategorien jedoch erhebliche Fehlanreize ausgehen. Regionen ohne Auto-
bahnanbindung würden im Vergleich zu jenen mit Autobahnzugang dauerhaft mit hö-
heren Transportkosten belastet und ein aufgrund ungünstigerer Anbindung bestehen-
der Standortnachteil verschärft. Mit der Umsetzung eines gewichteten Durchschnitts 
für die derzeitig mautpflichtigen Bundesfernstraßen wird im vorliegenden Gesetzent-
wurf Zeit gewonnen, sich genauer mit den Auswirkungen großer Differenzen von 
Mautsätzen zwischen Autobahnen und Bundesstraßen zu befassen. 

Im Hinblick auf die Planung zur Ausweitung der streckenbezogenen Lkw-Maut ab 
Mitte 2018 auf alle Bundesstraßen in der Baulast des Bundes sollte möglichst bald 
eine Klärung herbeigeführt werden, welche Mautsätze dort zur Anwendung kommen 
sollen. Dies ist erforderlich, da die Bundesverkehrswegeplanung bis Ende 2015 den 
Aus- und Neubaubedarf an Autobahnen und Bundesstraßen für den Zeitraum bis 
2030 festlegen soll. Hierfür brauchen Abgeordnete und Regionen eine klare Vorstel-
lung, ob Mautsätze für Autobahnen und Bundesstraßen erhebliche Unterschiede auf-
weisen oder nicht, weil sich Rückwirkungen auf die Verkehrsentwicklung bei Projekten 
und damit den Bedarf ergeben können. Ein Abwarten bis zur nächsten Wegekosten-
rechnung, die die Zeit ab 2018 abdecken wird, ist daher nicht zu empfehlen. 

 

(9) Bei der Anlastung externer Kosten ist sowohl auf die bereits vorhandenen Instru-
mente zur Eindämmung externer Effekte (technische Normen) zu achten wie auch auf 
bereits vorhandene Abgaben. Außerdem gibt es bei externen Kosten weiterhin erheb-
liche Unterschiede in Fragen der Berechnung und Bewertung von externen Effekten. 
Ebenso ist die Gleichbehandlung der Verkehrsträger zu wahren. 

Die Einbeziehung der Anlastung externer Kosten sollte darüber hinaus nicht dazu füh-
ren, dass der Charakter der Maut als Instrument der Infrastrukturfinanzierung in den 
Hintergrund tritt und die Lenkungsfunktion dominiert. Dies gilt auch deshalb, weil der 
Bund nicht nur die Mauthöhe bestimmt, sondern auch das Aufkommen vereinnahmt 
und darüber hinaus Einfluss auf Maßnahmen zur Vermeidung externer Effekte hat. 
Zielkonflikte zwischen der Minderung externer Effekte und der Einnahmeerzielung 
sind zu erwarten.  

 

III. Wegekostenrechnung 

 

(10) Generell halten wir das Instrument der Wegekostenrechnung für geeignet und hin-
sichtlich der Transparenz für erforderlich, um eine verursachungsgerechte Kostenzu-
ordnung nachzuweisen und den Höchstrahmen der Gebührenbemessung abzugren-
zen. Bezüglich der Netzbewertung und der Zinsannahme ist eine Überprüfung der Me-
thodik empfehlenswert. 
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(11) Die Wegekostenrechnungen 2002 und 2007 gingen von der Betriebsfiktion „Öffentli-
ches Unternehmen“ aus, da in der Folge der Empfehlungen der Pällmann-
Kommission mit einer Umstellung des institutionellen Rahmens gerechnet wurde. Dies 
ist bisher nicht erfolgt. Insofern ist der jetzt vorgenommene Wechsel zur Betriebsfikti-
on „Öffentliche Verwaltung“ konsequent. Die daraus sich ergebende Annahme der 
„Erfolgsneutralität“ des Staates hat Einfluss auf die Bewertungsmethodik. 

 

(12) In jeder Wegekostenrechnung wird das Netz zu einem neuen Stichtag (zuletzt 2010) 
in Höhe der Wiederbeschaffungspreise neu bewertet und auf der Basis der Rest-
nutzungszeit die jährlichen Abschreibungen unter Berücksichtigung steigender Bau-
preise sowie die Kapitalkosten unter Nutzung eines Nominalzinses ermittelt. Hierbei 
sollten nicht überhöhte Kosten ermittelt und auf die Nutzer umgelegt werden. Mit der 
Ausweitung des Buchungssystems der Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft 
auf alle Bundesfernstraßen könnte eine bessere Datenbasis geschaffen werden, die 
eine Netzbewertung näher an den tatsächlichen Ausgaben rücken könnte.  

 

(13) Verkehrsinfrastruktur braucht verlässliche Investitionslinien, die sich am Bedarf 
orientieren. Die nun ermittelten Wegekosten liegen um rund ein Viertel unter dem auf 
Basis der Wegekostenrechnung 2007 tatsächlich im letzten Jahr erhobenen Mautauf-
kommen. Am Investitionsbedarf und den laufenden Betriebskosten des mautpflichti-
gen Netzes hat sich dabei nicht wesentlich etwas geändert. Entscheidend dafür waren 
vor allem die kalkulatorischen Zinsen, die bisher das Ergebnis jeder Rechnung präg-
ten. Trotz der erforderlich gewordenen Absenkung aufgrund des niedrigen Zinssatzes 
von Bundesanleihen haben die kalkulatorischen Zinsen je nach Jahr immer noch ei-
nen Anteil zwischen einem Drittel und der Hälfte der Wegekosten. 

 

(14) Die Kapitalkosten wurden in der Wegekostenrechnung 2013 auf der Basis eines An-
stieg des Zinssatzes von 1,7 Prozent (2013) auf 3,4 Prozent (2017) bestimmt. 
Durch die Annahme steigender Zinsen verdoppeln sich die Zinsen im Betrachtungs-
zeitraum z.B. bei Autobahnen von 1,8 auf 3,8 Mrd. Euro. Der Anteil der Zinsen an den 
Wegekosten steigt auf dieser Basis bei Autobahnen von 30 Prozent (2013) auf 
46 Prozent (2017). Je nach Zinsprognose ergeben sich somit starke Veränderungen 
der Wegekosten. Auffallend ist, dass die Wegekostenrechnung zur Lkw-Maut jeweils 
einen starken Anstieg des Zinssatzes unterstellen, dieser dann aber nicht eintrifft und 
in der nächsten Wegekostenrechnung im Anfangsjahr abgesenkt werden muss.  

 

(15) Da die Bundesregierung im Gesetzentwurf die Mautsätze für Infrastrukturkosten als 
Durchschnitt der Jahre 2014 bis 2017 ermittelt hat, ist beim Gesetzentwurf von einem 
Durchschnittszinssatz von 2,875 Prozent auszugehen. Der Anstieg wird so zumindest 
in dieser Zeitspanne dieser Wegekostenrechnung nivelliert, mit der nächsten Wege-
kostenrechnung sind aber wieder neue Friktionen nicht ausgeschlossen.  

Auch wenn die Methodik zur Zinsberechnung wissenschaftlich fundiert sein mag, so 
erscheint es im Hinblick auf die Verlässlichkeit für alle Beteiligten im Verkehrsmarkt 
und die Auswirkungen auf die Infrastrukturfinanzierung überlegenswert, einen 
Zinsannahme zu treffen, die nicht von Wegekostenrechnung zu Wegekosten-
rechnung erheblich schwankt.  
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IV. Wirkungen des Gesetzentwurfs auf die Infrastrukturfinanzierung 

 

(16) Bei der Präsentation des Wegekostengutachtens wurde angekündigt, dass ein Teil 
der sich aus der Umsetzung der neuen Mautsätze ergebenden Einnahmeausfälle 
von rund zwei Milliarden Euro bis 2017 durch eine Ausweitung der Lkw-Maut aus-
geglichen würde. Darunter wurden die Mautpflicht für weitere 1.000 km vierstreifige 
Bundesstraßen zum 1.7.2015 und die Einbeziehung von Lkw zwischen 7,5 t zlGG und 
11,99 t zlGG ab dem 1.10.2015, sowie die Anlastung externer Kosten gefasst. Die 
verbleibende Lücke würde über den allgemeinen Haushalt nicht zu Lasten der Investi-
tionen ausgeglichen, so die Ankündigung. Der vorliegende Gesetzentwurf weist nur 
noch eine Mautlücke von 460 Mio. Euro bis 2017 aus, obwohl darin bisher nur die An-
lastung externer Kosten mit rund einer Milliarde Euro bis 2017 ausgewiesen wurde. 
Vermisst werden somit mehr als 500 Millionen Euro. Deren Verbleib erklärt sich durch 
eine Anpassung der Finanzplanung vom Juli 2014 gegenüber der von 2013 zu Lasten 
der mautfinanzierten Investitionen.  

 

(17) In der Finanzplanung 2013 war beim Mautaufkommen für die Jahre 2015 bis 2017 
jeweils ein Ansatz von 4,612 Mrd. € angesetzt worden. Dieser Wert war schon bei der 
Planung erkennbar unrealistisch und nicht erreichbar. Das IST 2012 betrug 4,362 Mrd. 
€, 2013 waren es 4,391 Mrd. €. Eine Korrektur ist vor der Bundestagswahl nicht erfolgt 
und auch in den Koalitionsverhandlungen nicht im Finanztableau eingearbeitet wor-
den. Die Finanzplanung 2014 hat hier nun eine Absenkung der Erwartungen an das 
Mautaufkommen vorgenommen und ist mit 4,4 Mrd. € zu plausibleren Annahmen zu-
rückgekehrt. Diese Korrektur der Mautaufkommenserwartung ist im Etatentwurf 
2015 und den Ansätzen in den Folgejahren bis 2017 zu Lasten der Investitionen 
erfolgt. Über die gesamte Legislaturperiode sind es einschließlich des Ansatzes für 
2014 fast 900 Millionen Euro. Diese erforderliche Bereinigung sollte nicht zu Lasten 
der Investitionen erfolgen, sondern die jährliche Lücke von gut 200 Millionen Euro im 
Fernstraßenetat aus Haushaltsmitteln ausgeglichen werden. Dies gilt ungeachtet der 
Frage, ob sie nun formal der Mautlücke zuzurechnen wären oder nicht. 

 

(18) Es sollte künftig vermieden werden, dass durch zu hohe Mautaufkommenserwartung 
in der Finanzplanung anschließend Finanzierungsprobleme im Verkehrsetat entste-
hen. Deshalb sollte die Abschätzung des zukünftigen Mautaufkommens für die 
Etat- und Finanzplanung vorsichtig kalkuliert werden. Dies gilt insbesondere für Jah-
re, die jenseits der Laufzeit einer Wegekostenrechnung liegen und für die somit eine 
schwächere Datenlage besteht. Bei Steuern ist ein solches Vorgehen im Rahmen der 
Steuerschätzung im Turnus von sechs Monaten üblich. 

 

 

* * * 
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